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Berlin den 2. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Garniſon⸗Verwaltungs⸗Inſpektor, Lienienant a. D. Pollier in Silberberg, 
den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe; und dem Wirklichen Geheimen Ober- 
Regierungs⸗Rath und Regierungs-Präſidenten von Wißmann zu Frankfurt bei 
der nachgeſuchten Verſetzung in den Ruheſtand den Charakter als Wirklicher Ges 
heimer Rath mit dem Prädikat „Excellenz“ zu verleihen. 
Se. Durchlaucht der Prinz Chlodwig zu Hohenlohe-Schillingsfürſt 
iſt von Corvey hier angekommen. 


nlan d. 


Berlin, den 1. Mai. Nach dem heutigen Militair-Wochenblatte 
iſt der Hauptmann von Tuchſen vom 21. Infanterie⸗Regiment und der Haupt- 
mann Anders vom 29. Jufanterie⸗Regiment zum Major und der Major Gers⸗ 
dorff vom 22. Jufanterie: Regiment zum Direktor der Diviſionsſchule und zum 
Präſes der Eraminations⸗Kommiſſion für P.⸗Fähnriche der 12. Diviſion, jo wie 
der Major von Schubert, Commandeur des 1. Bataillons 18. Landwehr⸗Re⸗ 
giments, zum Direktor der Diviſionsſchule und zum Präſes der Eraminats⸗Kem⸗ 
miſſion für P.⸗Fahuriche der 15. Diviſion ernannt worden. Ferner iſt bei der 
Landwehr dem Rittmeiſter Winkelmann vom 2. Bataillon 17. Regiments als 


Major mit der Regiments⸗Uniform, mit den vorſchriftsmäßigen Abzeichen für Ver⸗ 
abſchiedete, der Abſchied bewilligt worden. \ - 
Berlin. (Karlsr. Z.) Dem Beobachter in den Beamtenkreiſen kann 
es nicht entgehen, daß jetzt im Vergleich zu den früheren Anfichten bereits eine be⸗ 
deutende Umwandlung in Betreff der Beurtheilung des ſtändiſchen Weſens ſtatt⸗ 
gefunden hat. Die Anſicht gewinnt immer mehr Geltung, daß ein Zuſammen— 
wirken der Staatsverwaltung mit dem Kerne der Nation, der in der Ueberzahl der 
gemäßigt freifinnigen Landtagsmitglieder feine Vertretung zu finden ſcheint, den 
Auſſchwung Preußens ſowohl als die Sicherheit des Staates und der bürgerlichen 
Ordnung gewährleiſtet. Man hört es offen von Staatsbeamten ausſprechen, daß 
durch dieſes Zuſammenwirken der Preußiſche Staat ſich zu einem vollkomme⸗ 
nern Staate geſtalte, indem die Einheit deſſelben durch Beſeitigung der bis⸗ 
herigen Gegenſätze zwiſchen Regierung und Nation in Folge der vermittelnden 
Wirksamkeit der Stände vervollſtandigt werde. Der unter Mitwirkung der Na⸗ 
tion durch die Vertreter derſelben erſtehende Bau der ſtaatlichen Einrichtungen und 
bürgerlichen Ordnung würde dann von Seite der Nation einen noch mächtigern 
Schuß finden, als die öffentliche Gewalt im Staate ihm gewähren kann. Die 
Nation würde freudig das vertheidigen und aufrecht erhalten, was fie ſelbſt mitge⸗ 
ſchaffen hat. Allen umwälzenden Beſtrebungen wäre auf dieſe Weiſe der mäch⸗ 
tigſte Damm entgegengeſtellt. Die Anarchie würde an dieſem Damm ſich das 
Haupt zerſchellen Um ſo mehr tritt aber auch die Nothwendigkeit hervor, daß 
die Staatsverwaltung gerechten Wünſchen der Nation hinſichtlich der Kräfti⸗ 
gung und gedeihlichen Entwicklung des ſtändiſchen Weſens bereit— 
willig entgegenkomme und nicht mißkenne, daß in einem engen Bündniß mit dem 
Kerne der Nation ihre Macht, ihre Kraft beruhe. Die Nichterfüllung der Hoff— 
nungen dieſes Kernes der Nation, die ſich durch die beſonnene Mehrzahl der Ver— 
treter der Letztern offenbaren, würde nach dem Urtheil aller aufrichtigen Vater⸗ 
landsfreunde nicht als heilbringend Tr Preußen bezeichnet werden können. Der 
volle Einklang mit der Nation würde nicht erzielt werden! 

Berlin. — Die Seehandlung fährt fort, den Wispel Roggen an Konſu⸗ 
menten für 105 Thlr. per comptant zu verkaufen. Man ſchmeichelt fi, daß 
gedachtes Inſtitut das Getreide auch bald noch billiger ablaſſen wird. — Einer 
der reichſten Gutsbeſitzer in der Mark, ja vielleicht in der Monarchie, Baron v. 
Ecaardſtein, hat der hieſigen Kommune 200 Wispel Kartoffeln zum Verkauf an 
die Armen 4 Wiſpel zu 26 Thlrn. verkauft. — Die hieſige Kaufmannſchaft hat 
ſich nun auch vereinigt, um die Noth der Armen nach Kräften zu lindern. Sie 

laßt nämlich durch eine aus ihrer Mitte gewählte Kommiſſion bedeutende Einkäufe 
von Reis machen, den fie dann den Armen in kleinen Portionen das Pfund für 
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ruck und Verlag der Hof⸗ Buchdruckerei von W. Decker & Comp. 


den 4. Mai 1847. 
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2 Sgr. verkaufen will, — Die fortdanernden kühlen Tage haben zwar die Vege⸗ 
tation bis jetzt noch ſehr zurückgehalten, derſelben aber, nach Ausſage der Oeko⸗ 
nomen und Gartenkundigen, in keiner Beziehung etwas geſchadet, ja ſogar genutzt, 
ſo daß man auf ein ergiebiges Jahr zu hoffen berechtigt iſt. 

Berlin. — Das Gerücht von einer bevorſtehenden Erhebung des Miniſters 
von Bodelſchwingh zum Staatskanzler gewinnt immer mehr Glauben. Es 
ſollen zu dieſem Behufe bereits die Akten, welche über die im Jahre 1810 ge⸗ 
ſchehene Ernennung des damaligen Miniſters v. Hardenberg zum Staatskanzler 
vorhanden ſind, aus den Archiven höhern Orts verlangt worden ſein. — Seit 


einigen Tagen ift das Börſengerücht verbreitet, der Kaiſer von Rußland hätte be⸗ 


ſchloſſen, für mehrere Millionen Silber-Rubel Ruſſ. Staats⸗Papiere im Auslande 
auftaufen zu laſſen. Demzufolge find bereits die Courſe dieſer Papiere hier in 
die Höhe gegangen. — Von den ergriffenen Tumultuanten ſitzen viele in Mili⸗ 
tairgefängniſſen, da die Polizei- und Kriminalgefängniſſe die Verbrecher nicht alle 
aufzunehmen vermögen. Viele Gaſſenbuben, die noch dem Knabenalter angehören, 


ſind nach einer erhaltenen tüchtigen Tracht Prügel ihrer Haft entlaſſen worden. 


— Die Getreidepreiſe gehen herunter, da die Seehandlung den Wiſpel Roggen 
an Konſumenten ſchon für 103 Thlr. verkauft. — Man will bemerkt haben, 
daß hier beſonders viele Perſonen aus dem Bauernſtande bedeutende Geldſummen 
auf die Königl. Bank zur verzinslichen Aufbewahrung bringen. Die gegenwärtige 
Zeit iſt auch dem Landmann ſehr günſtig und geeignet, ihn reich zu machen. 

Man will einigen aus Paris und London hergekommenen revolutionären 
Emiffären auf der Spur fein, die bei den jüngſt hier entſtandenen Tumulten 
ſtark compromittirt ſein ſollen. e ; 

In Stettin hatte man am 29. April die Nachricht erhalten, daß am Morgen 
deſſelben Tages in Garz das Fourage-Magazin, worin ſich an 140 Wiſpel Ha⸗ 
fer befanden, nebſt ſammtlichen Scheunen vor dem Schwedter Thore abgebrannt 
ſind. Ueber die Eutſtehung des Feuers war noch nichts ermittelt. 0 

In Folge der in Stettin eingegangenen Nachrichten aus Swinemünde, daß 
daſelbſt wegen der hohen Preiſe der Kartoffeln und anderer Lebensmittel ebenfalls 
tumultuariſche Auftritte und Exeeſſe ſtattgefunden haben, iſt am 21ſten Nachmit⸗ 
tags gegen 1 Uhr die Ste Compagnie des Iren Infanterie-Regiments mit den 
Dampfböten „der Regenbogen“ und „Maria Thereſia“ ſchleunigſt nach Swine⸗ 
münde befördert worden. An Bord des „Regenbogen“ befand ſich Se. Excellenz 
der Herr General-Lieutenant von Wrangel. 

Königsberg den 27. April (K. Z.) Nach amtlichen Nachrichten iſt der 
Eingang nach dem Königreich Polen für wandernde Handwerksgeſellen, wenn 
ihre Wauderpäſſe auch nicht von einem Kaiſerl. Ruſſiſchen Geſandten oder Con⸗ 
ſul viſirt find, wenn nur das Signalement richtig befunden wird, als zuläſſig 
erklärt worden. — Der freien evangeliſchen Gemeinde ſind am 25. die Kandida⸗ 
ten Herendörſer und Ender als neugewählte Prediger vorgeſtellt worden. Von 
einer Ordination war dabei nicht die Rede. An demſelben Tage wurden zwei 
Aufgebote proklamirt und eine Taufe vorgenommen. — Der hieſige Verein zur 
Beſchaffung billiger Lebensmittel liefert Oehlfruchtbrod zur Haͤlfte des Preiſes 
des Roggen⸗Schrotbrodes, 

Elberfeld. (Elbf. Z.) Vor einigen Tagen verhaftete die Polizei einen 
Mann aus Unterbarmen, welcher falſche Kaſſenanweiſungen verbreitete; man 
fand noch mehrere hundert Stück ſolcher falſchen Schatzſcheine bei ihm. Den Be⸗ 
mühungen der hieſigen Polizei-Commiſſare Duclos und Smidt gelang es, die 
Fabrik derſelben aufzufinden und die Anfertiger, deren Haupt ein Lithopraph 
ſein ſoll, in Verhaft zu bringen. \ 

Aus der Provinz Sachſen — (Aach. 3.) Einem Gerüchte zufolge 
will der Präſident unſeres Konſiſtoriums, Dr. Göſchel, ſeine Entlaſſung einrei⸗ 
chen. — Durch die endlich und zwar hauptſächlich durch höheren Befehl erfolgte 
kirchenregimentliche Beſtätigung des Predigers Hildebrand an der Jakobikirche zu 
Magdeburg, iſt an die Stelle der früheren Aufregung eine erfreuliche Beruhigung 
eingetreten. Auch der Paſtor Wislicenus zu Bedra bei Freiburg a. d. Unſtrut, 
ein Bruder des Gründers der freien Gemeinde zu Halle, ſoll jetzt Hoffnung haben, 
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für die Oberpredigerſtelle zu Halberſtadt, für die er bekanntlich Seitens der Ge⸗ 
meinde wiederholt gewählt iſt, die bisher verweigerte Königliche Beſtätigung zu 
erhalten. 
Aus dem Kreiſe Soeſt, im April 
allen Forſchungen der Wiſſenſchaften Trotz geboten. Niemand kennt noch deren 
Urſache, Niemand weiß noch ein ausreichendes Mittel dagegen anzugeben. Bei 
allen bisherigen Forſchungen nach der Krankheitsurſache haben wir jedoch immer 
noch nicht eine Eigenthümlichkeit der Kartoffeln gewürdigt gefunden, die ſonſt bei 
keiner zur menſchlichen Nahrung beſtimmten Frucht weiter angetroffen wird. Es 
ſind die phyſiologiſchen Verhältniſſe dieſer Pflanze. Denn, obwohl die Knolle 
völlig geſund iſt, fe ſind doch deren Saamengefäße und Stengel für den Mens 
ſchen schädlich. us mit dieſer Andeutung zu weiteren Beobachtungen der Kar⸗ 
toffel in allen Stadien ihrer Entwickelung begnügend, bemerken wir nur noch, 
daß, obgleich die Krankheit ſich erſt ſeit zwei Jahren in größerem Umfange gezeigt, 
ſich doch ſchon ſeit einer Reihe von Jahren eine ſteigende Verſchlechterung der Frucht 
kund gegeben. Mehrere Arten, die früher allgemein angebaut wurden, laſſen 
ſich jetzt mit Vortheil nicht mehr anpflanzen und andere, haben, ſeit fie eingeführt 
wurden, ihren Charakter gänzlich geändert. Es ſcheint, als wenn die obigen 
phyſiologiſchen Verhältniſſe auf die Beſchaffenheit der Kartoffel im Laufe der Zeit 
beſonders einwirken und eine Verſchlechterung, Ausgrtung und Erkrankung durch 
eine Störung in der Abſonderung der ſo verſchiedenartigen Stoffe, die dieſe Frucht 
in Knolle, Stengel und Saamengefäßen enthält, herbeigeführt werden. 


Aus lan d. 


Dein Bl a Bas ee 

Dresden. — Von dem Grundſatze ausgehend, daß andere Zeiten auch 
andere Maßregeln erfordern, hat der hieſige Magiſtrat für die Dauer der jetzigen 
Theuerung alle Beſchränkung des Brodbackens und Verfanfens 
und die feſte Taxe deſſelben gänzlich aufgehoben. Jeder, 
außerhalb oder innerhalb der Stadt wohnen, das Backen zünftig gelernt haben 
oder nicht, kaun ſo viel und fo wohlfeiles oder theures Brod aller Art verkauſen, 
wie er nur will; er iſt nur verpflichtet, ſolches dem Magiſtrat anzuzeigen, und 
dabei zu bemerken, für welchen Preis er das Pfund Brod beſtimmter Qualität für 
die nächſte Woche verkaufen wolle, und wo. Es wird ſodaun eine wöchentliche 
Liſte dieſer Verkäufer und ihrer Preiſe ausgegeben. — In unſerm armen, über⸗ 
völkerten Erzgebirge ſieht es leider noch ſehr traurig aus und obgleich ſowohl die 
Regierung als auch die Privatwohlthätigkeit nach beſten Kräften einſchreitet, ſo 
hehe d vielfach die bitterſte Armuth daſelbſt. Der Grund des Uebels füht 
tiefer, als daß er durch ſolche augenblickliche Hülfe gehoben werden töunte: — 
er heißt Uebervölkerung in einer von Natur unfruchtbaren Gegend, und nur eine 
wohforganilirte Auswanderung vermag für die Dauer hierbei zu helfen. 
Bernburg. — Der Magdeburger Zeitung wird von hier aus un⸗ 
term 27. April geſchrieben: „Die feit einer langen Reihe von Jahren hier nicht 

geſtörte Ruhe fand geſtern eine höchſt betrübende Unterbrechung. Es verſammelte 
ſich nämlich gegen 9 Uhr Abends eine Maſſe von Menſchen aus den niedrigſten 
Voltsklaſſen in der Nähe unſers Bahnhofes, wo eine ziemlich bedeutende Quau⸗ 
tität von Kartoffeln zur Verladung aufgeſpeichert lag; es wurden ſehr bald unter 
ſortwährendem Andrange des Volkes bedenkliche Drohungen vernehmbar, während 
Einzelne Steinwürſe fielen. Das auf der Stelle requirirte Militair und die Po⸗ 
Uizel⸗ zannſchaften waren nicht im Stande, ein fernerweites Eindringen des auf⸗ 
geregten Pöbels zu verhindern; die Volksmaſſen brachen ſich Bahn und ſtürmten 
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im Nu den Bahnhof. Die ſämmtlichen hier vorhandenen Kartoffel⸗Vorräthe. 


waren binnen wenigen Stunden geräumt und unter Hurrahrufen entführt. Die 
Exceſſe dauerten bis 12 Uhr Nachts, zu welcher Zeit auch nicht eine Kartoffel 
zu finden war und die Tumultuanten ſich ruhig nach Haus verfügten. Nach den 
bei dieſer Gelegenheit von mehreren Seiten ausgeſprochenen Drohungen waren 
enetgiſche Vorbeugungs⸗Maßregeln ſehr erwünſcht. 4 
München. — Se. Majeſtät der König befindet ſich wieder fo wohl, daß 
berſelbe am 26. April zum erſtenmal an der Königlichen Tafel geſpeiſt und am 
folgenden Tage einen kleinen Spaziergang in das Atelier des Profeſſors Schwan⸗ 
thaler unternommen hat. 
Der Nürnb. Korr. meldet aus Nürnberg vom 27. April: „Geſtern Nacht 
war unſere Stadt der Schauplatz eben fo bedauerlicher als ſtrafwürdiger Auftritte. 
Schon feit mehreren Tagen hatte ſich das Gerücht verbreitet, daß einem hieſigen 
Bürger, ehemaligen Mühlenbeſitzer und nunmehrigen Privatier, Schlee, am 
geſtrigen Abend eine Katenmuſik gebracht werden würde, weil er, man weiß 
nicht wie, in den Verdacht des Getreidewuchers gekommen war. Dieſe unbe— 
stimmten Gerüchte mochten ihn veranlaßt haben, ſchon vor zwei Tagen öffentlich 
bekannt zu machen, daß er nur eine unbedeutende Quantität Getreide beſitze, und 
daß er dieſelbe, ſobald fie augetommen, zur Schranne bringen und verkaufen 
laſſen würde und dadurch einen Abſchlag der Preiſe zu erzielen hoffe. Eine 
zweite von ihm in geſtern Abend ausgegebenen Blättern erlaſſene Bekanntmachung 
benannte die Zahl der Scheffel Getteide, die er beſitze (300 Schfl. Roggen und 
400 Schfl. Weizen), und bot demjenigen eine Belohnung von 25 Fl., welcher 
ihm den Erfinder und Verbreiter des Geruͤchtes bezeichne, daß er ſich mit Getreide⸗ 
Wucher abgebe. Gerade dieſe Bekanntmachungen waren es indeß, welche die 
allgemeinſte Aufmerkſamkeit des Publikums erregten, und ſo geſchah es denn, 
daß geſtern ſchon zeitig am Abend eine Menge Neugieriger vor dem Hauſe des 
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gedachten Herrn Schlee promenirte, um die angeſagte Demonſtration mit anzu⸗ 
ſehen. Das Geſchloſſenſein der Fenſter an dieſem Haufe, welches überhaupt ganz 
verlaſſen ſchien, trug nicht wenig zur Beſtätigung der Gerüchte bei daß eine 
ſolche erfolgen würde. Immer mehr füllte ſich Digg Schütt“ auf welcher 
das Schleeſche Haus ſteht, mit Neugieri en 405 darunter ſicherlich 
beinahe zwei Drittheile dem weiblichen Geſchlechte anigehörig. Das Hin⸗ und 
Herwogen einer bedeutenden, ſich immer meh renden nag 2c die Auf⸗ 
merkſamkeit der ohnedies ſchon gewarnten Poli het welche zur Entfer⸗ 
nung vom Platze und ruhigen Auseinander en ermahnte, als plötzlich wie 
man uns berichtet, meiſt von Lehrburſchen und ſouſtigen⸗ in „in Hagel von 
Steinen auf das Schleeſche Haus flog. Der en urgermeiſter der Stadt 
Herr Dr. Binder, kam nun in Begleitung mehrerer Magiſtratsperſonen auf die 
Schütt, ſprach die verſammelte Menge an, ſeßte ihr das Ungeeignete ihres Be⸗ 
nehmens auseinander und forderte zum ruhigen Auseinandergehen auf, darauf 
hinweiſend, daß der Magiſtrat Alles aufbieten werde, den dermaligen Uebel⸗ 
ſtänden abzuhelfen und Schlee ja ſelbſt die Hand hierzu geboten habe. Seine 
Anrede wurde mit Vivats begrüßt — allein der Steinregen hörte nicht auf, die 
Menſchenmenge vermehrte ſich mit jedem Augenblicke ſo, daß ſich endlich der 
Tagiſtrat veranlaßt ſah, militairiſche Hülfe zu requiriren, um die Schütt zu 
ſäubern und das Schleeſche Haus vor weiterer Verwüſtung zu bewahren 4 denn 
bereits waren einige der Läden durchgeworfen. Wie wir hören, waren die 
Soldaten des hieſigen Infanterie-Regiments bereits in den Kaſernen konſignirt, 
die Pferde der Kavallerie ſeit Nachmittags geſattelt, und, nachdem ſich der um 
9 Uhr ſtattfindende Zapfenſtreich in Generalmarſch verwandelt hatte, wurden ſo⸗ 
gleich alle Wachen der Stadt verſtärkt und Abtheilungen der Kavallerie ſprengten 
dem Platze des Tumultes zu, denen dann auch bald Infanterie-Kolonnen folg⸗ 
ten. Trotzdem kounte der Volkshaufen nicht bewogen werden, aus einander zu 
gehen, und das fortgeſetzte Schlagen des Generalmarſches rief nun auch die Land⸗ 
wehr auf ihre Allarmplätze, von wo fie gleichfalls gegen die Schütt anrückte. 
Alle Bemühungen der Behörde, das Volk zum Verlaſſen des Platzes zu vermö⸗ 
gen, blieben fruchtlos, worauf die Kavallerie das Schleeſche Haus umſtellte und 
nun die ganze Schütt durch foreirte Choes räumte. Bei der zum Katharinen 
graben führenden Brücke, wo zum Bau der Wißſchen Nadelfabrik Bauſteine lie- 
gen, ſetzte ſich jedoch die Maſſe des Volkes zur Wehr, und hier empfing die ein⸗ 
reitende Kavallerie ein Steinregen, der ſie zum Umkehren zwang. Auch wurden 
Steine vor und auf die Brücke gewälzt, um das wiederholte Einreiten zu ver⸗ 
hindern. Von allen Seiten ertönte Pfeifen, Schreien und das Klingen der eln⸗ 
geworfenenen Laternenglaſer. Der Königl. Stadt⸗Commiſſalr, Herr Lenz, wel- 
cher wiederholt verfuchte, die Maſſe zu beruhigen, würde durch einen Steinwurf 
an den Kopf verletzt und eben ſo die Kavallerie fortwährend mit Steinwürſen 
verfolgt, bis eine Abtheilung die verbarrikadirte Stelle im Rücken angriff, worauf 
ſich ein großer Theil der Volksmaſſe zerſtreute, um in die Bindergaſſe und Lange⸗ 
gaſſe zu ziehen und dort zweien mit Getreide handelnden Bürgern die Fenfter elu⸗ 
zuwerfen, worauf, nachdem abermals Generalmarſch durch die Straßen der 
Stadt geſchlagen war, auch dieſe Häuſer beſetzt wurden. Gegen Mitternacht 
hatte ſich die Volksmaſſe zerſtreut, und es konnte das Militalr zurückgezogen were 
den. Zu rühmen iſt, daß ſämmtliches Militair, welches fo ſehr durch Stein⸗ 
würfe gereizt wurde, jo wie ſämmtliche Behörden, mit größter Mäßigung und 
Vorſicht verführen, fo daß nur unbedeutende Verletzungen ſich ergeben haben. 
Bei dem letzten Choe der Kavallerie wurden 51 Perſonen verhaftet.“ * 
Worms, den 26. April. Die Differenzen im Innern der hieſigen deutſch⸗ 
katholiſchen Gemeinde ſind nunmehr völlig ausgeglichen. Mehrere Mannhei⸗ 
mer Gemeindeglieder, denen ſich ſich Dowiat zugeſellte, brachten die Vermittlung 
und ſchließliche Verſohnung zu Stande. Ein Gottesdienſt der wieder vereinigten 
Parteien hat bereits heute ſtattgefunden. | 3 
Mannheim. — (F. J.) Hecker wird in wenigen Tagen zurückerwartet. 
Die Angaben mehrerer Blätter, als beabſichtige er eine bleibende Heimath in Al⸗ 
gerien zu nehmen, iſt eine pure Erfindung. Ein Körperleiden veranlaßte ihn, 
momentan ein wärmeres Klima aufzuſuchen, beſonders Seeluft zu athmen; nach 
Erreichung dieſes Zwecks hofft man denſelben auch wieder auf dem nächſten Badi⸗ 
ſchen Landtage in feiner vorigen Wirkſamkeit zu ſehen. er 
Franffurta/M. den 28. April. Die uns zuletzt aus Wien gewordenen 
Mittheilungen bemerken, daß ſich der Staats⸗Miniſter Graf von Münch⸗Belling⸗ 
haufen nun zur Abreiſe hierher vorbereite. Es waren indeſſen noch einige drin. 
gende Arbeiten zu beſeitigen, die hier ihre völlige Erledigung finden ſollen. 
Frankfurt a. M. — Das neueſte Amtsblatt der freien Stadt bringt nun 
auch den die kom muniſtiſchen Vereine betreffenden Bundesbeſchluß in Erin⸗ 
nerung, deſſen vor Kurzem die Preußiſchen Zeitungen erwähnten. Da man nun 
in Frankfurt von derlei Vereinen, ſo viel uns erinnerlich, noch niemals etwas hör⸗ 
te, überhaupt aber den Kommunismus, den man hier nur vom Hörenſagen kennt, 
lediglich als eine Utopie betrachtet, endlich aber von keiner andern politifchen Bes 
wegung, als der gemäßigten Fortſchritts auf geſetzlichem Boden etwas weiß, ſo 
hat jene Publikation hier nur Verwunderung erregen können, weil fie ſelbſt als 
Präventio⸗Maßregel vollkommen ungerechtfertigt erſcheint. Dabei hat ſich noch 
bei überängſtlichen Gemüthern Beſorgniße wegen unbekannter uns drohender Ge⸗ 
Fahren erweckt, welcher trüben Quelle denn auch wohl das gleichzeitig aufgetauchte 
Gerücht entſtoſſen zu Fein scheint, ein wegen feines Scharſſiuns rühmlithſt bekann⸗ 
ter K. Preuß Moligelbeamter befinde ſich inkognito in unſerer Stadt. 


Kenſtanz — Wie wir hören, hat dat Verbreiten von heimlich gebeten 
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Flugschriften die Polizei veranlaßt, auf alle hier eil⸗ und ausgehende Frem⸗ 
den ein wachſames Auge zu haben. Leider trifft dieſe Maßregel auch mehrere 
Deutſche Flüchtlüncge, die in der Nähe hieſiger Stadt ſeit Jahren angeſiedelt ſind 
und ihrer Geſchaͤfte halber oft in die Stadt kamen, aber ſich mit nichts weniger 
als mit dem Verbreiten don ſolchen Blättern abgaben. Ueberhaupt würde man 
ſich ſehr irren, wenn man glaubte, es ſtünden dieſe mit Heinzen und Comp. in 
irgend elner Verbindung, jo wenig als Rauſchenplat, deſſen Unſchuld nunmehr 
außer allem Zweifel zu ſein ſcheint. 5 9 

Das Frankfurter Journal ſchreibt aus Marburg vom 23. April: „Bekannt⸗ 
lich wurde gegen den hieſigen Bierbrauer Lederer, Mitglied des Stadtraths 
und der letzten kurheſſiſchen Ständeverſammlung, wegen einiger Aeußerungen deſ⸗ 
ſelben bei einem zum Andenken Luther's veranſtalteten Feſteſſen, eine Auklage auf 
Gottesläſterung gerichtet. Von dieſer Anklage iſt jetzt Lederer durch Urtel des hie⸗ 
figen Obergerichts völlig freigeſprochen worden. — Die Uuterſuchung gegen einige 
andert fo genannte Lichtfreunde iſt noch nicht völlig geſchloſſen, jedoch ihrem Ende 
nahe. Profeſſor Bay rhoffer iſt unter Anderm auch über die von demſelben 
am 28. Juli 1845 in der akademiſchen Aula gehaltene Rede vernommen worden, 

welche bereits Gegenſtand und Grund einer Ordnungsſtrafe war.“ 

Bremen. — Die Neuen Oldenburgiſchen Blätter berichten, daß 
der Stadtrath von Oldenburg mit einer Mehrheit von 11 gegen 1 Stimme 
beſchloſſen hat, bei dem Großherzog auf Beſchleunigung der Einführung der ſtän⸗ 

diſchen Verfaſſung anzutragen. Der Stadtmagiſtrat hat ſich dieſem Antrag 
angeſchloſſen. Wie wir richtig vermuthet haben, in der Verfaſſungsangelegenheit 
folge nunmehr Bewegung auf Bewegung; die früher tragen Elemente, einmal 
aus ihrer Ruhe gebracht, wogen hin und her und ſtreben nach einer neuen Ver⸗ 
bindung. Ohne Zweifel hat Preußens Vorgang einen bedeutenden Auſtoß gege⸗ 
ben, wie ſich um ſo weniger läugnen läßt, als man in Oldenburg die vaterlän⸗ 
diſche Politik ganz beſonders genau zu verfolgen pflegt. a 
Hamburg. — Der Verein gegen das Branntweintrinken hat in voriger 
Woche einen gedruckten Aufruf an die Bewohner Hamburgs und der Vorſtädte er⸗ 
gehen laſſen. Dieſer Aufruf weiſt auf die zur Zeit fü theuren Preife aller Lebens⸗ 
Aa bun und zeigt, wie verderblich, zumal in ſolchen Zeiten, der Genuß des 
Branntweins ſei. Jutereſſant und in der That das Gepräge vollſter Wahrheit 
an ſich tragend, iſt folgende Aufſtellung: Um eine Bouteille Branntwein zu ge- 


wiunen, braucht der Brenner ungefähr 1 Spint Kartoffeln oder 4 Spint Roggen, 


alſo werden in Hamburg und in St. Georg, wo nach amtlichen Angaben im Jahte 
1843 an 23 Millionen Flaſchen Branntwein konſumirt worden ſind, allein jahr. 
lich 27 Mill. Spint Kartoffeln oder circa 3 Mill. Spint Roggen verſchnapſt! 
Wie viele Millionen nun wohl im ganzen Deutſchen Vatetlande! Allein in der 
Provinz Nheinpreußen mit 2,700,000 Einwohner wurden im Jahre 1845 
278,865 Scheffet Korn und 1,65 4,457 Scheffel Kartoffeln von 3217 Bren- 
nereien verbraucht; in der Provinz Weſtphalen mit 1,570,000 Einw. in de iel. 
ben Jahre von 901 Brennereien 237,607 Scheffel Korn und 311,981 Scheffel 
Kartoffeln und fo im Verhältuiſſe überall, und weiterhin heißt es: Wird kein 
Brauntwein mehr getrunken, jo wird auch kein Branntwein mehr gemacht werden. 
Wird keiner mehr gemacht, ſo werden Korn und Kartoffeln ſchon von ſelbſt ihrer 
urſprünglichen Beſtimmung wieder gegeben werden und ſtatt eines verderblichen 
Getränks hätten wir eine geſunde Nahrung zu billigen Preiſen. 
Oeſer tei ch. 
x Wien den 23. April. Eben fo tief und allgemein, als der Eindruck war, 
den die Thron⸗Rede Sr. Majeftät des Königs von Preußen hier machte, eben 
ſo lebhaft ift die Theilnahme, mit welcher man den Verhandlungen der zum Ver⸗ 
einigten Landtage berufenen Stände Preußens folgt. Ihrer Zeitung haben die 
eſige und mehrere Provinzlal-Jeitungen bisher die wichtigſten Punkte der Vers 
a dlungen entlehnt, und es iſt ſehr wünſchenswerth, daß ſie darin fortfahren 
mögen, da die jebige Entwickelungsphaſe Preußens das Intereſſe aller Genoſſen 
des Dlueſchen Brüderſtammes in hohem Grade berührt. 

Der Eintritt der aus dem Königreiche Polen kommenden Juden iſt neuerlich 
ſehr beſchrantt worden. Es iſt ihnen derſelbe nämlich von nun an nur bei einem 
Kaiſerl. Gränzzoll⸗Aumte geſtattet, ſelbſt in dem Falle, wenn ſie keine ſteuerbaren 
Artitel bei ſich führen. Bevor ihnen der Eintritt geſtattet, müſſen ſie einen Ge⸗ 
leitszoll für ihre Perſon bezahlen, der in drei Abſtufungen von 1 Fl. 45 Kr. bis 
auf 4 Fl. 45 Kr. ſteigt und blos für jene, welche mit Vieh oder Lebesmitteln 
handeln, auf 1 Fl. 6 Kr. ermäßigt iſt. Außer dieſem Geleitszolle muß noch 
Unter der Benennung: Uebertrag, von jeder Geldſumme 25 pCt. des Ge⸗ 
ſammtbetrages entrichtet werden. Nur Aerzte, Geburtshelſer und jene Inden, 
welche blos Transitohandel betreiben, find von dieſen Abgaben befreit, die aber 
beim Austritt nachgezahlt werden müſſen, wenn der über die beim Eintritte ge- 
ſchehene Berichtigung ausgeſtellte Empfangsſchein der Zoll⸗Behörde nicht beige⸗ 
bracht werden kann. Die ſelbſt nach Entrichtung des Geleitszolles erfolgten Anf- 
enthaltsſcheine ſind nur für 4 Wochen gültig. Die Gründe dieſer Beſchränkung 
"find in der hierüber erfolgten gedrukten Kundmachung nicht angegeben. 

a Wien, den 28. April. Se. Kaiſerl! Hoheit der Erz⸗Herzog Karl liegt ſeit 
boigeſtem Abend abermals wieder an der Rippenfell⸗Gutzündung ſehr bedeutend 

t darnieder. Im Verlauf des geſtrigen Tages hatte die Krankheit einen fo 
bedenklichen Charakter angenommen, daß man alle Augenblicke deſſen Auflöfung 
Seh 3 genſah. — Das heute morgens 8 uhr ausgegebene Bulletin lautet: „Nach 
e in Folge einer ärztlichen Berathung angewandten ortlichen Blui⸗ 
"ehuleermng wurde das Athmen etwas eiltichtert, und es folgte eine ruhige Nacht 


mit theilweiſe unterbrochenem Schlafe und allgemeinem gelinden Schweiß. Die 
Entzündung und das Fieber haben von geſtern auf heute keine Steigerung eilitten. 
Se K. Hoheit der durchlauchtigſte Erzherzog wurden noch geſtern Abend mit den 
heiligen Sterbeſakramenten verſehen.“ Heute Vormittag befindet ſich Se. Kaiſerl. 
Hoheit etwas beſſer. 1? 

Die Umtriebe der nordiſchen Politit bezüglich der Türkiſch⸗Griechiſchen Frage 
haben hierorts im Kreiſe der kommereiellen Welt bedeutende Beſtürzung erregt, 
nachdem die anfänglichen Differenzen durch die verſöhnende Weisheit des hieſigen 


Kabinets fo gründlich ausgeglichen worden waren, daß man an den glücklichen 


Folgen der großherrlichen Beiſtimmung zu den höchſten Orts ausgeſprochenen 
Anſichten nicht zweifeln konnte. — Gegenwärtig ſcheint die Meinung vorzuherr⸗ 
ſchen, daß Englands materielles Intereſſe in fo lange den Federkrieg führen werde, 
bis die Nation dem Verfahren Palmerſton's beſſere Aufmunterung zollt als bis⸗ 
her, worauf denn allerdings der große Kampf um den Orient oder doch eine Re⸗ 
miniscenz an Navarin in nicht undeutliche Ausſicht ſtünde. — Man vernimmt, 
die K. K. Finanzwache werde auf 30,000 Mann completirt werden. Darunter 
befindet ſich eine Cavallerie-Abtheilung für Galizien, welche auch Gendarmerle⸗ 
Dienſte zu verſehen befähigt iſt — Die übertiebenen Nachrichten von einer peſt⸗ 
artigen Seuche zu Pottendorf, ſo wie von dem Ausbruche der wirklichen Peſt in 
Dalmatien haben ſich glücklicherweiſe nicht beſtätigt. 

Wien, den 29. April. — In dem Befinden Sr. Kaif. Hoheit des Erzher⸗ 
zogs Carl iſt von geſtern auf heute keine Beſſerung eingetreten, vielmehr hat ſich 
deſſen Zuſtand bedeutend verſchlimmert. Man iſt allgemein in größter Beſorg⸗ 
niß. Der Erzherzog Albrecht, älteſter Sohn Sr. Kaiſ. Hoh. verweilt faſt unun⸗ 
lerbrochen am Krankenbette. Das heute Morgen erſchienene Bulletin lautet: „Se. 
Kaiſ. Hoh. haben in der erſten Hälfte der Nacht ruhig geſchlafen, nach Mitternacht 
war der Schlaf größtentheils durch Zunahme der Bruſtbeſchwerden und Beſchwer⸗ 
den im Unterleibe geſtört. 210 ER 

Von der Donau, 22. April. Die neueſten Nachrichten aus Conſtantinopel 
vom 11. d. find in Betreff der abſchreckenden Griechiſchen Frage fo ernſter Natur, 
daß man die größten Veſorgniſſe für Erhaltung der bisherigen friedlichen Verhält⸗ 
niſſe im Orient hegen muß. Lord Palmerſton's Repräſentant ſcheint Alles aufzu⸗ 
bieten, um vorerſt Reſchid Paſcha zu ſtürzen, ſodann die alte Fanatiſche Partei 
der Moslims an das Ruder zu bringen, um endlich einen Einfall nach Griechen⸗ 
land zu unternehmen. Man meldet aus Conſtantinopel, daß die Mehrzahl der 
Türken ſchon feſt der Meinung fey, im Verein mit England, Griechenland mit⸗ 
telſt Feuer und Schwerdt wieder zu erobern. Alle dieſe Berichte ſcheinen dem um⸗ 
ſichtigen, öſterreichiſchen Hof zu einigen militäriſchen Demonſtrationen längs der 
ganzen türkiſchen Gränze veranlaßt zu haben. Nach zuverläſſigen Angaben wer⸗ 
den ſämmtliche öſterreichiſche Gränz- Regimenter, von Dalmatien bis 
an die Gränze der Bukowina, auf den Kriegsfuß geſetzt, und ihre Gewehre 
müſſen auf das Schnellſte mit Percuſſions⸗Schlöſſern verſehen werden. Zu ſchnel⸗ 
ler Einführung dieſer neuen Waffe in dieſe Provinzen find bereits die erforderlichen 
Einleitungen mittelſt Öffentlicher Lieitation ausgeſchrieben. Auch hat der Hoftriegs⸗ 
rath angeordnet, daß die Landwehr ebenfalls mit Perecuſſions⸗Gewehren verſehen 
werden fol. Man glaubt, daß ſolche Maßregeln den Muth der Türken etwas 
abkühlen dürften. Indeſſen werden jene wicht ermangeln, großes Aufſehen zu er⸗ 
regen. 

Galizien. des za a 

Krakau, den 26. April. — Eine heute in unſerer Zeitung publieirte 
Kundmachung des Grafen Deym enthält die von der Hofkammer feſtgeſetzten Be⸗ 
ſtimmungen betreſſs der Gegenſtände, die dem Staatsmonopol unterliegen. Von 
heute ab iſt es im Gebiete Krakau's verboten, „Tabak auf irgend eine Art, ſei es 
zum eigenen Gebrauche, oder für Rechnung anderer, oder zum Verkauf zuzu⸗ 
bereiten, oder zu dieſem Zwecke eine Gewerbsunternehmung einzurichten.“ Bis 
Ende April iſt es den jetzt zum Handel mit Tabak berechtigten Perſonen noch ge⸗ 
ſtattet, die in ihrem Beſitze befindlichen Vorräthe zu verkaufen. Die alsdann un⸗ 
abgeſetzten Vorräthe find den gefeglichen Abgaben an Zoll- und Lizenz-Gebühren 
unterworſen. Außerdem darf nur von den dazu ausdrücklich berechtigten Perſonen 
vom 1ſten Mai ab der Verkauf des Tabaks übernommen werden. Privatperſo⸗ 
nen dürfen einen ſechsmonatlichen Bedarf von Tabak unverſteuert behalten, alles, 
was dieſen überſteigt, find ſie jedoch verpflichtet, zu verſteuern. ig iu 

Krakau den 28. April. Weltbekannt und auch einzig in ihrer Art ſind die 
Salzwerke zu Wieliezka; vor kurzem hat man in Sambor in Galizien, acht Meilen 
füdweſtlich von Lemberg ein Salzlager entdeckt, welches faſt eben fo unetſchöpflich 
fein ſoll wie jenes erſtgenannte. Salzquellen waren in jener Gegend ſchon laͤngſt 
bekannt, aber noch kein Steinſal. Wie ſehr man dieſes koſtbare Produkt bei 
uns in finanzieller Hinſicht auszubeuten verſteht, mag die Bemerkung beweiſen, 
daß ein Ceutner Salz für 5 Gulden EM. verkauft wird, während deſſen Erzeu⸗ 
gung nur ein en Gulden koſtet, alſo ein Netto-Ertrag von 400 Prozent! 

Von der Galiziſchen Grenze den 17. April ſchreibt der Nürnberger 
Kurier: „Im Stanislauer Kreiſe herrſcht fortwährend große Aufregung und die 
Hälfte der dort ſtationirten Truppen iſt Tag und Nacht im Dienſt 5 um die Ruhe 
aufrecht zu erhalten. — Eben eingehenden Nachrichten aus Lemberg vom 16. 
und aus Krakau vom 17. April zufolge war dort endlich die Publikation über die 
Trennung der Verwaltungen Oſt- und Weſtgaliziens erfolgt. Lemberg bleibt 
als Hauptſtadt die Reſidenz eines Civilgonverneurs, wie es heißt des Grafen Sta⸗ 
dion, und in Krakau wird ein Regierungspräſident, deſſen Stelle einſtweilen der 


Hofkommiſſar Graf Deym vertritt, ſeinen Sitz erhalten.“ 
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Frankreich. 

Paris den 27. April. Die Pairs-Kammer ſetzte heute die Verhand⸗ 
lung des Geſetz⸗Entwurfs in Betreff der Erſatz⸗Leute in der Armee fort. 

Der Scheriff Bu Maſa, der bereits in Toulon angekommen iſt und nach 
Paris geführt werden ſoll, iſt nicht gefangen genommen worden, wie das Gerücht 
anfangs beſagte. Er hat ſich freiwillig dem Oberſt St. Arnaud überliefert, auf 
Fortſetzung des Krieges verzichtet und feine Rolle für beendigt erklärt. Am 19. 
d. hatte ihn das Dampfſchiff „Kamäleon“ von Oran nach Algier gebracht. Zum 
Oberſt St. Arnaud ſagte er, als er vor ihm erſchien: „Du biſt unter den Fran⸗ 
zoſen der, gegen den ich am häufigſten gekämpft habe; Dir will ich mich über⸗ 
liefern.“ 

Durch den mit den Kabylen abgeſchloſſenen Vertrag glaubt das Journal 
des Débats die Zukunft Algeriens um einen großen Schritt gefördert. 

Es geht das Gerücht, Frankreich und Rußland ſtimmten in der Griechiſchen 
Frage überein und würden in derſelben gemeinſchaftlich auftreten, ja ſogar, um 
Lord Palmerſton jeden Vorwand zu Gewalt-Maßregeln zu entziehen, die Zahlung 
der Engliſchen Zinſen übernehmen. 

Die Schwediſche Fregatte „Eugenie“ und die Schwediſche Brigg „Nordeskold“, 
welche mit Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen Oskar von Schweden in Toulon ein⸗ 
getroffen waren, haben am 20. April dieſe Stadt wieder verlaſſen. 

O'Connell hat am 22. feine Reiſe von Lyon nach dem ſüdlichen Frankreich 
fortgeſetzt. 

Der Bau der Bahn von Paris nach Lyon, deſſen Koſten die Regierungs⸗ 
Ingenieure zu 178 Millionen Fr. veranſchlagt hatten, wird nach den jetzigen Er⸗ 
mittelungen 300 Millionen koſten. Die Geſellſchaft verlangt nun, daß die Ne- 
gierung ihr entweder zur Erlangung des Mehrbetrags verhelfen oder ſie ihrer 
Verbindlichkeit zur Ausführung des Baues entheben ſolle. 

Der Aſſiſenhof des Indre-Departements hat wieder eine Anzahl Kornmenterer 
zu fünf- und dreijährigem Gefängniſſe verurtheilt. . 

Die Rüſtungen zu der großen Expedition, welche der General Cavaignac nach 
der Sahara unternehmen wird, ſind beträchtlich. Eine Kolonne von 2400 Mann 
unter den Befehlen des die Subdiviſion Tlemſen kommandirenden Generals Ca⸗ 
vignae ſelbſt ſollte am 11. April zu Dayn ſich verſammeln. 

Paris den 28. April. Geſtern wurde in den Tuilerieen das Geburtsfeſt 
der Königin und der Herzogin von Aumale, welches auf denſelben Tag fällt, ge⸗ 
feiert. Die Königin der Franzoſen bat ihr 65ſtes Jahr zurückgelegt, die Herzo- 
gin von Aumale iſt in ihr 26ftes eingetreten. 
nigin Chriſtine von Spanien, die ihr 42ſtes Jahr antritt. 

Der Herzog von Broglie hat nun den Franzöſiſchen Geſandſchaftspoſten in 
London angenommen. 

Der Miniſter des Innern, Graf Duchatel, hat an alle Präfecten der Departe— 
ments ein Rundſchreiben erlaſſen, wonach die Koſten, welche ſonſt zur Feier des 
Königlichen Namenstages am 1. Mai verwendet wurden, in dieſem Jahre bei 
dem herrſchenden Nothſtande zur Unterſtützung der Armen vertheilt werden ſollen. 

Aus Toulon wird vom 22ſten April berichtet, daß die dringendſten Befehle 
an die noch im Hafen befindlichen, zum Geſchwader des Prinzen von Joinville 
gehörenden Kriegsſchiffe eingetroffen waren, ihre Ausrüſtung zu vollenden und zu 

der bei den Hyeren verweilenden erſten Diviſton des Prinzen zu ſtoßen. Der 
„Ocean“ war dahin abgegangen, die Dampf⸗Fregatte „Descartes“ und die kürz— 
lich erſt von den Antillen angelangte Fregatte „Pine“, ſo wie das Linienſchiff 
„Friedland“, Flaggenſchiff des Admirals Trehonart, folgen alsbald. Am 10. 
Mai wollte der Prinz mit 5 Linienſchiffen und 3 Fregatten in See gehen. 

Nachrichten aus Madrid beſagen, daß die Mißhelligkeiten zwiſchen dem Kö⸗ 
nig und der Königin beinahe vollſtändig ausgeglichen ſind. Der König war am 
Abend, zu Pferd den Wagen der Königin begleitend, auf der öffentlichen Prome⸗ 
nade erſchienen. — Das neue Miniſterium iſt zum erſtenmal vom König emp⸗ 
ſangen worden; er hat daſſelbe mit Wohlwollen aufgenommen 

; Spanien. 

Madrid den 20. April. Geſtern konute ich Ihnen nur diejenigen Angaben 
mittheilen, welche Privatbriefe aus Liſſabon vom 17. hieher berichteten. Die 
Regierung erhielt jedoch, wie man vernimmt, durch den letzten der eingetroffenen 
Couriere die Nachricht, daß die Königin von Portugal in ihrer Hauptſtadt bedroht, 
die Hülfe der Vertreter der ihr verbündeten Mächte in Auſpruch nahm und dadurch 
die Ausſchiffung eines Theiles der Truppen veranlaßte, die ſich am Vord der im 
Tajo vor Anker liegenden Engliſchen, Spaniſchen und Franzöſiſchen Kriegsſchiffe 
befanden. Nachdem auf dieſe Weiſe für die perſönliche Sicherheit der Königin 
geſorgt worden iſt, hält die dieſſeitige Regierung für angemeſſen, ſich mit der 
Engliſchen über die Art und Weiſe, auf welche beide Mächte zum Behufe der 
Herſtellung des inneren Friedens Portugals vorzuſchreiten hätten, zu verſtändigen. 
Der Engliſche Geſandte hatte geſtern zwei lange Konferenzen mit dem Miniſter⸗ 
Präſidenten und fertigte in der Nacht einen Courier nach London ab und wird dies 
ſen Abend einen zweiten dorthin abfertigen. i 

Falls, wie man erwartet, die Liſſaboner Regierung die von ihren Verbünde⸗ 
ten ihr vorzulegenden Bedingungen einer Uebereinkunft genehmigt, ſo werden dieſe 

es auf ſich nehmen, die Junta von Porto gleichfalls zur Annahme derſelben zu 
nöthigen. Sollte jedoch letztere den Kampf gegen die Königin fortſetzen wollen, 
ſo werden die gegenwärtig auf die Portugieſiſche Grenze marſchirenden Spaniſchen 
Truppen in Portugal ſelbſt einrücken, ſobald die Vertreter der mit der dortigen 
Regierung verbündeten Mächte, welche mit der Ausgleichung der ſireitenden Theile 


ſtellen. 


ſtadt, da ihr auf dem Wege dahin nichts entgegenſteht. 


Heute iſt der Geburtstag der Kö⸗ 


beauftragt ſind, es für nothwendig erachten. Der Verſuch der Vermittelung wird 
alſo der Intervention voraufgehen. 5 N f 

Geſtern find von hier ein Infanterie- und ein Kavallerie-Regiment, 3 Kom⸗ 
pagnieen Sappeurs und 2 Batterieen reitende Artillerie nach Talavera de la Reina 
abgegangen, wo noch einige andere Truppen zu dieſem Corps ſtoßen ſollen. Auf 
keinen Fall können dieſe Truppen vor acht Tagen an der Portugieſiſchen Grenze 
eintreffen. Der Regen jtrömt ununterbrochen vom Himmel, und die Wege ſind 
bodenlos. 5 1 
Die Finanz-Entwürfe des Herrn Salamanca ſtoßen auf fo allgemeinen Wi⸗ 
derſtand, daß ſie ſicher nicht zur Ausführung, vielleicht nicht einmal zur Erörte⸗ 
rung kommen werden. Seine Freunde ſelbſt rathen ihm an, wenigſtens den Ge⸗ 
ſetz-Eutwurf, welcher den Verkauf der Staats- und Gemeindegüter gegen 3pCt. 
Renten verfügt, fallen zu laſſen. 

Der General Roncali, der zum General-Kapitain von Galizien ernannt wurde, 
hat, dem Beiſpiele Serrano's folgend, dieſes Amt ausgeſchlagen, das nun dem 
General D. Santiago Mendez Vigo übertragen worden iſt. 7 

Olozaga iſt zum zweitenmal von der Königin empfangen worden, daher 
ſich die Meinung erhält, er werde Pacheco's Nachfolger werden. Die Suspenſton 
der Cortes ſoll nahe bevorſtehen. General Serrano iſt nach Madrid zurückge⸗ 
tehrt. Es war das Gerücht verbreitet, ein Courier habe der Regierung aus Por⸗ 
tugal die Nachricht überbracht, Sa da Bandeira ſei an der Spitze feiner Ar 
mee in Liſſabon eingezogen. 5 

P or t, au, ge an. 

London, den 26. April. Es find hier Nachrichten aus Liſſabon. 
vom 20. d. M. eingegangen, welche für die Sache der Königin von Portugal ſehr 
ungünſtig lauten und den nahe bevorſtehenden Sieg der Juſurgenten in Ausſicht 
Die ganze Streitmacht der Königin ſüdlich vom Tajo hat ſich mit Aus- 
nahme von 600 Mann, die unter General Schwalbach in Elvas eingeſchloſſen 
ſind, nach dem Norden zurückgezogen und die Provinzen Alemtejo und Algarve 
den Inſurgenten preisgegeben. Dieſe haben ſich am 17. unter Graf Mello mit 
den von Sa da Bandeira aus Porto zu Waſſer hergeführten 1500 Mann ver⸗ 
bunden, und bilden jetzt ein Corps von 5000 Mann wohl bewaffneter und dig- 
ziplinirter Soldaten mit I Feldgeſchützen und ungefähr 300 Mann Kavallerie. 
Ihre Hauptmacht iſt um St. Uebes konzentrirt und bedroht von hier aus die Haupt⸗ 
Zugleich iſt eine Inſur⸗ 
rektion unter den Bauern von Cintra ausgebrochen, die ſich bis Torres Vedras 
verbreitet hat. 

Die Königin hat ſich entſchloſſen, in eine Aenderung des Miniſteriums einzu⸗ 
willigen, da daſſelbe bis jetzt jedes von dem Engliſchen Geſandten Sir H. Sey⸗ 
mour angebotene Vermittelungsanerbieten abgelehnt hat. u 

Die Engliſchen Matroſen find ans Land geſetzt worden, um die Königin zu 
ſchützen. 5 

Rußland und Pole n. . 

St. Petersburg den 17. April. Aus Tiflis vom 29. März find fol⸗ 
gende Nachrichten vom Kaukaſus, und zwar von der linken Flanke der Kankaſi⸗ 
ſchen Linie, über eine Waffenthat des Jäger-Regiments des General» Adjutanten, 
Fürſten Woronzoff, hier eingegangen: f im 

„Dieſes Regiment ſteht in der Feſtung Wosdwiſchenskaja und hatte ſich wäh⸗ 
rend des Herbſtes und Winters damit beſchäftigt, zum Aufbaue eines Stabs⸗ 
Quartiers für das Regiment Holz zu fällen und zuzurichten. Der Naib Duba, 
einer der unternehmendſten Anhänger Schamil's, beunruhigte die Soldaten bei 
ihren Gängen in die Waldungen fortwährend. Er hatte einen bedeutenden Hin⸗ 
terhalt gelegt, aus welchem er am 11. März plötzlich den linken Flügel der an 
dieſem Tage ausgerückten Kolonne überfiel. Die Reſerve gab alsbald Feuer und 
warf mit dem Bajonette in wenig Augenblicken die Tſchetſchenzen zurück, ihnen 
bedeutenden Verluſt zufügend. Dieſe Verwegenheit zu beſtrafen, befahl General⸗ 
Lieutenant Freitag dem Commandeur des Jäger⸗-Regiments des General-Adjutan⸗ 
ten Fürſten Woronzoff, dem Oberſten Baron Mellet⸗Sakomelski, die Feinde auf 
dem am Fuße der ſchwarzen Berge, bei den Quellen des Goita liegenden Ge⸗ 
böfte des Naib Duba, heimzuſuchen. In der Nacht vom 17. zum 18. März 
verließ Oberſt Meller-Sakomelski mit drei Bataillonen Infanterie, zwei Sotnias 
Koſaken vom 26. Donſchen Regimente und vier Geſchützen die Feſtung Wosdwi⸗ 
ſchenskaja. Als er ſich dem Gehöfte bis auf zwei Werft genähert, ſtürmte er mit 
zwei Compaguieen Jager und ſämmtlichen Koſaken im Eilmarſche gegen den Auf, 
den übrigen den Befehl hinterlaſſend, ihm zu folgen. Die Koſaken umritten den 
Aul und beſetzten alle in den Wald führenden Wege; Oberſt Meller⸗Sakomelski 
erſchien unvermerkt vor den Wohnungen. Als die Tſchetſchenzen wahrnahmen, 
daß ihnen alle Wege zum Entrinnen abgeſchnitten ſeien, entſchloſſen fie ſich, zu 
kämpfen und zu ſterben; im Aul erhob ſich ein fürchterlicher Kampf. Am heftig⸗ 
ſten war das Zuſammentreffen in der Wohnung des Naibs; Duba ſelbſt entkam 
ohne Waffen in den Wald, die Müriden aber vertheidigten mit Selbſtaufopferung 
ſeine Familie. Mit Ausnahme von 15 Individuen, darunter ein unmündiger 
Sohn Duba's, die gefangen genommen wurden, kamen ſämmtliche im Aul be⸗ 
findliche Tſchetſchenzen um. Die ganze Habe an Pferden, Rindvieh, Waffen 
fiel unſeren Tapferen als Beute zu. Nachdem die vorhandenen Vorräthe an Ges 
treide und Heu zerſtoͤrt und der Aul den Flammen übergeben waren, kehrte Oberſt 


Meller⸗Sakomelsti nach Wosdwiſchenskaja zurück und zerſtreute auf dem Wege 


durch die Waldungen noch einige feindliche Haufen, die beſtürzt von allen Seiten 
ſich zuſammengeſchaart hatten und vergeblich ihm zu ſchaden verſuchten. In die. 
5 (Hierzu zwei Beilagen.) 


* 


den 4. Mai 1847. 


102. Erſte 


ſem Kampfe blieben auf unſerer Seite 15 Gemeine; verwundet wurden: der 
Lieutenant vom Jäger-Regimente des General-Adjutauten Fürſten Woronzoff, 
Schidlowski, der Unter⸗Lieutenant Drobüſchew und 60 Gemeine. Dieſe Waf⸗ 
feuthat hat den Tſchetſchenzen von neuem den Beweis geliefert, daß ihre Weber 
fälle nicht ungeſtraft bleiben, und daß ſelbſt die ſchwarzen Berge ihnen keine ſichere 
Zuflucht vor unſeren tapferen Soldaten gewähren können.“ 

St. Petersburg, den 22. April. Der Wirkliche Staatsrath Graf Chrep⸗ 
towitſch iſt zum außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am 
Hofe Sr. Majeftät des Königs beider Sicilien, an Stelle des Mitgliedes des 
Reichsrathes, Geheimeraths Grafen Potozki, welcher auf feine Bitte dieſer Fune⸗ 
tion enthoben wird, und der General- Lieutenant Manſuroff I. zum außerordent⸗ 
lichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am Hofe Sr. Majeſtät des Kö⸗ 
nigs von Hannover ernannt. 

Der Reichsrath hat in ſeiner Plenar-Verſammlung den Antrag des Finanz— 
Miniſters, die Ausſcheidung einer bis auf 30 Millionen Silberrubel ſich belau— 
fenden Summe aus dem Einlöſungs-Kapitale der Expedition der Kredit- Billete 
zum Ankauf öffentlicher Fonds betreffend, durchgeſeben und in Betracht der Zweck⸗ 
mäßigkeit dieſer Maßregel, die ein bequemes und vortheilhaftes Mittel an die 
Hand giebt, von jenem ſo beträchtlichen (mehr als 114 Millionen Silber-Rubel 
betragenden) Kapitale, das bisher todt dalag, für den Staat bedeutenden Ges 
winn zu ziehen, kein Hinderniß gefunden, dieſelbe zuzulaſſen, wofern nur der bes 
zeichnete Gewinn ausſchließlich zur Tilgung verſchiedener Staatsſchulden verwendet 
wird. Se. Majeſtät der Kaiſer hat dieſes Gutachten des Reichs-Raths unterm 
12. d. M genehmigt. 

Die Augsburger Allgemeine Zeitung ſagt in ihrer Nummer vom 5. April: 
„Nach Meldung der Preußiſchen Zeitungen find mehrere an der Königsberger 
Univerſität ſtudirende junge Ruſſen, namentlich Kur- und Livländer, von ihrer 
Regierung zurückberufen worden. Auch hört man, daß Rußland feinen den Wiſ⸗ 
ſenſchaften ſich widmenden Landeskindern nicht mehr geſtatten werde, ihre Studien 
auf auswärtigen Univerſitäten zu machen.“ Dieſer Nachricht können wir als einer 
völlig falſchen widerſprechen. Bis jetzt hat die Regierung nie einen Befehl in 
dieſer Beziehung erlaſſen; im Gegentheil ſendet ſie faſt jährlich junge Leute von 
ihren Univerſitäten, die ſich an dieſen durch beſondern wiſſenſchaftlichen Fleiß aus⸗ 


zeichnen, zur höhern Vervollkommnung ihrer Studien auf auswärtige Lehranſtalten; 


andere dieſer Kategorie augehörend befreit fie von Erlegung der geſetzlichen Reife: 
paßſteuern. Es gilt in dieſer Beziehung bis jetzt noch immer ohne Abänderung 
das frühere Geſetz: „Jeder Ruſſiſche Unterthan ohne Ausnahme kann eine aus⸗ 
wärtige Univerſität frequentiren, nur muß er zuvor ſeine Studien auf einer inlän⸗ 
diſchen abſolvirt haben, wenn er für den Staatsdienſt ſich qualifiziren will.“ 

St. Peterburg, den 24. April. Se. Majeſtät der Kaiſer hat die glück— 
liche Entbindung der Gemahlin des Großfürſten Thronfolgers dem Lande mittelſt 
folgenden Manifeſtes kund gethan: „Wir Nikolaus I. u. ſ. w. Am 22ſten d. M. 
iſt unſere geliebte Schwiegertochter, die Cäſarewna und Großfüͤrſtin Maria Ale⸗ 
randrowna, die Gemahlin Unſeres geliebten Sohnes, des Thronfolgers Cäſare⸗ 
witſch, von einem Prinzen entbunden worden, dem der Name Wladimir bei⸗ 
gelegt worden iſt. Einen ſolchen Zuwachs des Kaiſerlichen Hauſes ſehen wir als 
ein neues Zeichen Uns von Gott zum Troſte geſandten Segens an und find voll— 
kommen überzeugt, daß alle Unſere getreuen Unterthanen ſich mit Uns im Gebete 
zum Herrn für das Gedeihen und Wohlergehen des Neugeborenen vereinigen wer: 
den. Wir befehlen hiermit, dieſem Unſeren geliebten Enkel, den neugeborenen 
Großfürſten, überall, wo ſichs gebührt, in Wort und Schrift, den Titel: „Kai⸗ 
ſerliche Hoheit beizulegen. Gegeben zu St. Petersburg, am 22. April 1847. 
(gez.) Nikolaus.“ N 

Ser Schweiz. 

en, 21. April. (K. Z.) Unſere Hochſchule ſoll „reorganiſirt“ werden. 
Man bezweckt dabei, die philoſophiſche Facultät in vier Facultäten zu trennen, 
ſo daß die Univerſität dann Neben Facultäten hätte. Zweitens ſollen die Ma tu⸗ 
ritätsprüfungen abgeſchafft werden, damit die Wiſſenſchaft „volksthümlich“ 
werden könne. Man bofft dadurch die „Ariſtokratie der Bildung“ die in Bern nie 
ſehr groß war — zu ſtürzen. Die Theologen, ſagt man, brauchen weder Latein 
noch Griechiſch zu verſtehen, die Bibel ſei ja ins Deutſche überſetzt ſo gut als im 
Urtext, und die „gelehrten Theologen“ ſeien von jeher ſchlechte Praktiker geweſen. 
Unſere Zuſtände nähern ſich mit immer raſcheren Schritten den Waadtländiſchen 
und dürften fie bald noch übertreffen. 

Vereinigte Staaten don Nord-Amerika. 

Aus Washington vom 29 März ſchreibt man einer Nord. Ztg.: „In 
einer einflußreichen weſtlichen Deutſchen Zeitung (dem „Weſtboten“, zu Colum⸗ 
bus, Ohio) iſt auch ein Aufruf zur Abhülfe der Noth in Deutſchland durch die 
Deutſchen in Amerika gemacht worden. — Auch eine Taufe hat der Kongreß voll⸗ 
zogen, nämlich die Aufnahme der jungen Staaten Jowa und Wisconſin in 
die Gemeinſchaft der „urſpränglichen dreizehn“ Sterne, womit ſich deren gegen⸗ 
wärtige Anzahl auf 30. erhebt. — Bei der Organiſation einer Territorialregie⸗ 
rung für Oregon ſowie für das nen zu errichtende Nordweſtgebiet Min eſota 
79 geblieben. — Für Rückerstattung vertragswidrig unter dem Tarif von 
1842 erhobenen Abgaben ſind au Preußen 25,100 und an Lubeck, Bremen 
und Hamburg 5000 Dollars bewilligt.“ 


Vermiſchte Nachrichten. 

Poſen, den 3. Mai Dem Vernehmen nach hatten ſich heute Mittag die 
Stadtverordneten zu einer außerordentlichen Sitzung verſammelt, welcher auch der 
Vorſtand des Magiſtrats beiwohnte. Aus den Verhandlungen ergab ſich, daß 
ſeit dem 30 ſten v. Mts. die öffentliche Ruhe auf keinem Punkte der Stadt weiter 
geſtört worden und daß von Seite der Polizei die nöthigen Maßregeln getroffen 
ſind, um die Wiederkehr von Unordnungen zu verhüten. Es hat ſich auch bisher 
durckaus keine derartige Beſorgniß kundgegeben und unſer Markt iſt mit Lebens- 
mitteln hinlänglich verſehen. In gegenwärtigem Augenblicke ſind eirca 320 rs 
beiter auf Koſten der Stadt beſchäftigt, theils um den Eichwaldweg zu ebenen, 
theils un den Mühlenteich zu reinigen u. f. w. Da dieſe Arbeiten nur vorge⸗ 
nommen ſind, um den brodloſen Arbeitern ſo lange Gelegenheit zum Verdienſt zu 
geben, bis ſich anderweitige Beſchäftigung für fie finden würde, fo hat die Eiſen⸗ 
bahn⸗ Direktion ſich bereit erklärt, die Arbeiter von nun an bei der Poſen-Star⸗ 
garder Eiſenbahn, gleichfalls gegen ein Tagelohn von 9 Sgr. zu beſchäftigen. 
Da aber die Arbeiten vor der Hand noch nicht in die Nähe unſerer Stadt verlegt 
werden können, vielmehr in der Nähe von Kiekrz, etwa 1 Meile von hier ſtatt⸗ 
finden müſſen, fo haben die Stadt + Behörden dafür geſorgt, daß Stroh und 
Bretter zu Hütten für die Arbeiter daſelbſt an Ort und Stelle geſchafft und 
ein Marketender angenommen worden iſt, um die Leute mit den nöthigen 
Lebensmitteln zu billigen Preiſen zu verſorgen; überdies ſoll deufelben Brodt 
zu ermäßigten Preiſen verabreicht werden. Die Mehrzahl der Arbeiter hat ſich 
ſchon bereit erklärt, der an ſie ergangenen Aufforderung, unter den genannten 
Bedingungen nunmehr an der Eiſenbahn' zu arbeiten, nachzukommen. — Die 
Stadtvertreter beriethen ſodann diejenigen Maßnahmen, welche erforderlich fein 
möchten, um einem etwaigen künftigen Mangel an Lebensmitteln vorzubeugen. 
Auch wurde gerügt, daß notoriſch wohlhabende Perſonen ſich Brodtmarken zu 
verſchaffen gewußt hätten, um das für die Armen beſtimmte Brodt zu ermäßigten 
Preiſen für ſich und ihre Dienſtboten anzukaufen. Da ein ſolches Verfahren den 
härteſten Tadel verdient, fo wurde beſchloſſen, die Namen der Individuen, die 
küuftighin ſolcher unwürdigen Handlungsweiſe ſich ſchuldig machen ſollten, zu vers 
öffentlichen. Zugleich wurde der wohllöbl. Magiſtrat erſucht, die nöthigen Nach⸗ 
forſchungen darüber anzuſtellen, auf welche Weiſe die beregten Perſonen zu den 


Brodtmarken gekommen und ob ſie dieſelben von einem der Diſtrikts⸗Vorſteher er⸗ 


halten hätten, in welchem Falle derſelbe darüber zu vernehmen ſei. 
Poſen. — Nach Ausweis der Liſten des Polizei-Fremden-Bureau's find im 
verfloſſenen Monat April d. J. überhaupt 1084 Fremde in Poſen eingetroffen. 


Berlin. — In No. 97. der Voſſ. Ztg. (auch in unſ. Ztg.) wurde mitgetheilt, daß 
während der Unruhen der Conditor K. plötzlich ſein Lokal verlaſſen und ſich mit 
aller feiner Habſeligkeit entfernt habe. Darauf erklärt der Conditor Knorr in 
No. 100 der Zeitungs.⸗H., daß er freiwillig fein Lokal, Jägerſtraße No. 33, 
verlaſſen habe, daß er außer dieſem noch ein Geſchäft der Art in Berlin betreibe, 
und daß ſeine Wohnung den Behörden keinen Augenblick unbekannt geweſen ſei. 

Köln. (A. 3.) Der am Vereinigten Landtag vorgelegte Adreßentwurf hat 
bekanntlich den Abgeordneten Hermann v. Beckerath zum Verfaſſer, der auf 
dem letzten Rheiniſchen Landtag das Referat über den Antrag von Camphauſen, 
betreffend die Reichsſtände, erſtattete. Ich bin im Stande, Ihnen etwas zur Bio⸗ 
graphie des Mannes zu ſagen. Hr. v. Beckerath ſtammt aus Crefeld, und Crefeld 


ſtand, zum Fürſtenthum Mörs gehörig, bekanntlich ſchon früh unter Preußiſchem 


Scepter. Die Tradition der menonitiſchen Familie verlieh ihm einen Patriotis⸗ 
mus, der mit reiferen Jahren in den Forderungen der Zeit Verſtändniß und Be⸗ 
gründung erhielt. Sein Vater iſt Gerichtsvollzieher und konnte ihm an Ausbil⸗ 
dung nur geben, was mäßige Mittel vermögen. Dem Kaufmannsſtand gewidmet, 
wurde er früh mit der Leitung eines Bankiergeſchäfts betraut, in welchem er Fleiß 
und Umſicht erprobte. Die Mußeſtunden ſchöner Literatur zuwendend, gewann er 
ein ſeltenes Talent der Form in Rede und Schrift voll Verſtand und Gemüth. 
Im Jahr 1840 gründete er ſich ein eigenes Geſchaͤft und wurde zum Abgeordne⸗ 
ten feiner Vaterſtadt gewählt. Was er in dieſer Function geleiſtet, bekunden die 
Annalen des 7. und 8. Rheiniſchen Landtags; das Weitere wird die Zukunft zei⸗ 
gen. Herr von Beckerath iſt ein Mann von 40 bis 45 Jahren. 

London. — Leider kommen Jriſche Arme noch immer haufenweiſe herüber. 
So trafen deren wieder 1300, Männer, Weiber und Kinder, hier ein. Aus 
Liverpool hört man, daß das von den Iriſchen Einwanderern dort hinüberge⸗ 


brachte Typhusſfieber ſchreckliche Verheerungen anrichtete und man fürchtet das 


Schlimmſte von deſſen Weiterverbreitung. 

Am 24. April trat Fräulein von Marra zum erſten Mal in Königsberg als 
Lucia auf. Der Referent ber Hartungſchen Zeitung, Herr Raabe, läßt ihrer 
ausgezeichneten Leiſtung in dieſer Rolle vollkommene Gerechtigkeit widerfahren. 

Paris. (Magendie's Unbeſtechlichkeit.) Die Herren Vaucher und Laurens 
waren wegen Vekaufs gebrauchter Blutegel angeklagt, und der Gerichtshof hatte 
Magendie als Sachverſtändigen beauftragt, einen Bericht abzuſtatten. Um nun 
Magendie zu gewinnen, machte Madame Laurens ihm einen Beſuch, bat ihn um 
eine forgfältige Prüfung und ließ beim Weggehen ein Packetchen auf dem Tiſche 
liegen, welches nähere Beweisſtücke enthalten ſollte. Statt dieſer fanden ſich je 
doch darin 3 Bankbillets zu 1000 Fr. und folgendes nicht unterzeichnete Schrei⸗ 


ben: „Ich bitte Sie angelegentlich dahin zu wirken, daß die Herren Vaucher und 
Ihre koſtbare Zeit erlaube ich mir 
durch Einlage zu vergüten; mein Beſuch bei Ihnen wird ein ewiges Geheimniß 
bleiben.“ In Folge dieſes von Magendie der Polizei angezeigten Vorfalles ſtand 
Madame Laurens dieſer Tage vor dem Zuchtpolizei-Gerichte und ward trotz aller 
vorgebrachten Entſchuldigungen wegen verſuchter Beſtechung eines Arztes zu einem 
Monat Gefängniß und 300 Fr. Geldſtrafe verurtheilt. 


Laurens von der Anklage entbunden werden. 


3000 Fr. wurdem außerdem zu Gunſten der Hofpitäler confiseirt. 


. — ——  —  — 


Stadttheater in Poſen. 

Dienſtag den Aten Mai zum Zweiten male: Der 
Vetter; Luſtſpiel in 3 Akten von Roderich Bene— 
dir. (Preisſtück.) — Hierauf: Köck und Juſte; 
Vaudeville in 1 Akt von W. Friedrich. 


So eben iſt erſchienen und bei E. S. Mittler 
in Poſen zu haben: 
Nach dem Alphabet geordnetes Verzeichniß der 
zum erſten Vereinigten Landtage des Kö⸗ 
nigreichs Preußen, welcher in Berlin am Ilten 
April 1847 eröffnet worden, verſammelten 
Reichsſtände. Preis 2 Sgr. 


Nothwendiger Verkauf. 


Land⸗ und Stadtgericht zu Poſen. 
Erſte Abtheilung, den 7. April 1847. 


Das dem Maurermeiſter Albert Schlarbaum 
gehörige Grundſtück, No 231/232 St. Martin zu 


Poſen, abgeſchätzt auf 39,019 Thlr. 13 Sgr 4 Pf. 


zufolge der, nebſt Hypothekenſchein und Bedingun⸗ 
gen in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll am 
24 ſten November 1847 Vormittags 10 Uhr an 
ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


i Lotterie 
Die Erneuerung der Looſe zur IV. Klaſſe, muß 
bei Verluſt des Anrechts bis zum 8. Mai sc. geſche⸗ 
hen, da die Ziehung dieſer Klaſſe am 12ten d. Mts. 
beginnt. Ich mache die Lotterie-Spieler hierauf 
aufmerkſam. 
Der Lotterie-Ober⸗Einnehmer Bielefeld. 


Neues Etabliſſement. 

Einem hochgeehrten Publikum mache ich die erge⸗ 
bene Anzeige, daß ich eine große Auswahl der vor⸗ 
züglichſten Franzöſiſchen und Engliſchen Parfüme⸗ 
rien empfing, als: Macaſſar⸗, Philacomme- und 
Antique⸗Oele, Löwenpomade, Pomade Dupuy⸗ 
tren, zur Conſervation und zum Erſtaunen beför⸗ 
dernde Haarwuchs-Mittel, Stangen-Pomade zur 
Glättung der Haare. Extraits, ächtes Eau de Co- 
logne, feinſte Toiletten-, wie auch andere parfümirte 
und nicht parfümirte Seifen. Zugleich erlaube ich 
mir mein Kabinet zum Haarſchneiden und Friſiren, 
wie auch Perücken, Platten-, Scheitel⸗, Locken⸗, 
Zopf⸗ und Seitenflechten, auf das Treuefle der Ras 
tur nachgeahmt, und Abonnements zum Haarſchnei⸗ 
den und Friſiren. Beſtellungen in wie außer dem 

Hauſe werden auf das Prompteſte ausgeführt. 

artin Cohn, 

am Markt gegenüber der Breslauerſir. 


Ein praktiſcher Verwaller, der mehrere Jahre bei 
Polniſchen und Deutſchen Herrſchaften als Oekonom 
gedient hat, im nöthigen Falle 500 Rthlr. Caution 
erlegen kann, ſucht bei einer Deutſchen Herrſchaft 
unter der Chiffre „Poste restaute Schroda C. F. 
S.“ ein Unterkommen. 


Warnung. 


Für die Schulden, die mein Sohn Joſeph von 
Agard gemacht oder ſolche zu machen geſonnen iſt, 
werde ich keine Zahlungen leiſten, vielmehr warne 
ich hiermit das Publikum, ihm nichts auf Kredit 
zu geben, da ich für die Schulden nicht aufkommen 
werde. Poſen, den 2. Mai 1847. 

Peter von Agard, 
Wilhelmsplatz No. 4. 


ROSE 688 8 8 828, 8. 88. 
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Die zurückgelaſſenen 


Schaafvieh⸗Verkauf 
Auf dem Dominio Babin bei Schroda ſtehen 
130 Stück Mutterſchaaſe und 100 Hammel, zur 
Zucht tauglich, zum Verkauf. 


BERECHNETE 

Einem hochgeehrten Publikum 
empfehle ich zur jetzigen Saiſon 
mein ſowohl durch DIRECTE 
SENDUNGEN AUS PA- 
RIS, wie durch perſönlichen Ein⸗ 
kauf in Leipzig auf das reichſte 
ſortirte und bedeutend ver- 
8 größerte 


Modewaaren⸗ u. Lein⸗ 


wand⸗Lager, 
die neueſten Modells, ſo wie & 
auf vielfachen Wunfch die & 
ne ueſten Gegenſtände für Herren 
5 in Rockſtoffen, Bukskins, 
Weſten, Choras⸗Schlipſe und 
Tücher ꝛc. Bei den jetzt aufs 
billigſte berechneten feſten Prei⸗ 
fen, und ſehr großen Wahl darf 
ich hoffen, daß keiner der geehr⸗ 
ten Käufer mein Lokal unbefrie⸗ 
digt verlaſſen wird. 


eee 


8 


. 


e 


Das zweite Lager, von ältern 
Gegenſtänden, wird in circa 8 Tas 
gen eröffnet. 

Poſen, den 3. Mai 1847. 


Meyer Falk, Wilhelmsſtraße No. 8. 


Von der Leipziger Messe retournirt, 
iſt mein Lager von Hüten, Hauben, beſonders der 
neueſten Mantillen, Colliers ſortirt, die ich zu den 
billigſten Preiſen beſtens empfehle. 


P. Stern geb. Weyl, 


Markt No. 82. 


Mit heutigem Tage habe ich eine Mo⸗ 
dewaaren⸗Handlung im Bazar eröffnet. 
Indem ich mich dem Wohlwollen eines 
geehrten Publikums hiermit empfehle, ver⸗ 
ſichere gleichzeitig die reellſte Bedienung. 

Poſen, den 2. Mai 1847. 


Roman Kutzner. 
Bazar. 


. 5 


* 


ER 


Eine bedeutende Sendung wirklich ächter Ge⸗ 


birgsleinwand, reines Handgarngeſpinnſt von 


ganz vorzüglicher Güte und Feſtigkeit in allen Brei⸗ 
ten, bis zu , wie auch feine Eaſimir⸗Decken 
von reiner Wolle à 21 bis 3 Rihlr. das . em⸗ 
pfichlt S. Kantorowitz, 
Markt No. 65. 


e ne d e e e ee, 


Die Besorgung der Coupons zu den Polnischen alten und neuen Pfandbriefen über- 


nimmt gegen billige Provision 


& 


Benoni Kaskel, 
Wechsel-Handlung, Breite-Strasse No. 22. 


SEITE . S K. 


erte. 

Sonntag den Aten Mai zum Erſtenmale: „der Vetter“, von Benedix, ein 
recht unterhaltendes Luſtſpiel, das zwar keine neuen Motive enthält, aber doch 
mit Geſchick bearbeitet und reich an ergötzlichen Effekten if. Die Aufführung, 
über die wir uns einen ausführlicheren Bericht bis nach der zweiten Darſtellung 
vorbehalten, war im Ganzen gelungen zu nennen, namentlich wurde die Haupt⸗ 
rolle des „Siegel“ von Herrn Direktor Vogt mit derjenigen Bühnengewandtheit 
und Naturwahrheit dargeſtellt, die wir an dieſem Schauſpieler aus der guten 
alten Schule gewohnt ſind 
Die Tänze wartete Ref. nicht ab. 


Möchte das Stück recht bald wiederholt W 


Mehrere alte und neue Sopha's ſind wegen Man⸗ 
gel an Raum billig zu verkaufen bei L. Neumann, 
Tapezier, Neueſtraßen-Ecke No. 14. 


Den feinſten Zucker offerire 

ich 2 Pfund 6 Sgr., den allerbe⸗ 

ſten Reis à 3 Sgr. 4 Pf. pr. Pfd., fo wie auch 

den beiten Jamaika⸗Kaffte 4 Pfund für 1 Rihlr. 

Cbenſo empfehle ich die ſchönſten Apfelſinen und 
Citronen zu äußerſt billigen Preiſen. 


Julius Horwitz, 


Wilhelmsplatz⸗Ecke No. 1. 


Friſchen Maitrank, 
die 2⸗Quartflaſche 121 Sgr. empfiehlt f 
Louis Kühnaſt. 


Thermometer- und Varometerſtand fo wie Wind⸗ 
richtung zu Poſen, vom 25. April bis 1. Mai. 


Tag Thermometerſtand Stier Wind 

1 — EN r 
tiefter | bochſter | Stand. 

25. April] + 00 + 10,3 28 3. 0,0 L NW 

26. = + 3,0% + 10,5% 0,3 [SW. 

27. |+ 22% + 130° 7 108 S. 

28. + 7,0% + 12,5° 27 11,0 -[SW. 

29. [ 42% + 140° 27 9,1 [SW. 

30. + 6,80 + 13,2% 27 » 10,3 [NW. 

1. Mai 4 5,2% + 10,0 7 . 9,5 [NO. 

— — — 


Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld - Cours - Zettel. 


Zins-| Preus. Coür 


Den 30 April 1847. Fuss. |Brief.| Geld. 
Staats-Schuldscheine - 34 | 934 | 92% 
Präm.-Scheine d. Seehdl. a50T. | — 958 954 
Kur.- u. Neum. Schuldversehr | 34 | 90% a 
Berliner Stadt-Obligationen .. | 37 | 924 | 9% 
Westpreussische Pfandbriefe. 3 | 9 924 
e Posensche Pfandhr. . | 4 — (1014 

dito dito dito 31 — | 92 
Ostpreussische dito 31 96 — 
Pommersche dito 34 | 944 | 934 
Kur- u. Neumärkische dito 31 954 944 
Schlesische dito 81 — 964 

dito v. Staat. g. Lt. .. 31 | 
Friedrichsd'oorrer 4 am 1357 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — 11111 
Disconto Pe Sr 4 5 
Actie n. 

Berl, Anh. Eisenbahn Lit. A.. — | — 1093 
dio dto. Prior. Oblig, .. 444 — 2 
Berlin-Hembur ger 4 1085 1074 

do. Priorität. | 4 — 964 
Berlin-Potsd,-Magdeb, ..:.. | 4 891 88 
dia. Prior. Oblig. 4 — 1.901 
dio.. dio, to.. um 107 101 
Brl,-Stet. E. Lt. A. und M.. | - 071 — 
Bonn Kölner Eisenhahn . me 3 
Bresl.- Schweid.-Freibg.-Eisenb, 4 = 2 
dito. dito. Prior. Oblig.. | 4 = 8 
Köln Mind. v. . q •ẽ 4 904 893 
Düss. Elb. Eisenbabnnn . , 1044 
dio. dto. Prior. Obli g. 4914 — 
Magdeb-- Halberstädter Eisenb. | 4 | — — 
Magd. Leipz. Eisenbahn — | — ren 
dto. dte. Prior. Oblig. . 4 2 All 
Niederschl.- Märk. ..| 4 87 — 

do. Priorität 4 — 91 

do. Priorität 5 — 1 
Nied.-Mrk. Zwgb, ..... 4 — 59 

do. Priorität 44 — — 

Ob.- Schles. Eisenbahn Lt. A. | 4 | — | — 
do. de, Prior.-Obl..... 4 _ — 
do. de. Li. 88. — = |1-> 
Rhein. Eisenbahn .. ..... — 85 84 
do. Stamm-Prior. (voll eingez.)) 4 90 — 
dto. die. Prior. Oblig..... | 4 91 — 
dito. vom Staat garant. R 
Thüringen 4 944931 
Wilh. B. (G. -O.) 4 861 85 


— 
— 


N 102. Zweite Beilage zur Zeitung für das Großberzogthum Poſen. den 4. Mai 1847. 
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Landtags Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtages am 27. April. 
Kurie der drei Stände. 
(Schluß) 

Finanz⸗Miniſter (fährt fort): Im voraus etwas zu beſtimmen, was 
für den Nothfall zu thun ſei, würde etwas ſein, was ſeinen Zweck gänzlich ver⸗ 
fehlen würde. Deshalb können nur Maßregeln mit Rückſicht auf den beſte⸗ 
henden Nothſtand ins Auge gefaßt und getroffen werden, nicht aber auch ſolche 
für die Zukunft. Wir wollen auch hoffen, daß die Zeit nicht fo bald wieder 
vorkommen wird, wo man derartige Maßregeln zu treffen genöthigt iſt. 

Abg. Graf von Schwerin: Ich habe mir nur in Beziehung auf dieſe 
Frage eine Bemerkung in formeller Beziehung erlauben wollen. Wir ſtehen 
am Punkt 3., wo die Petition von Seiten der Abtheilung zurückgewieſen 
wird, und ich glaube, wir würden wohl zunächſt darauf zu antworten ha⸗ 
ben, ob fie wieder aufgenommen werden ſoll. Würde dieſer Antrag von 24 
Mitgliedern unterſtützt, fo würde er zur Diskuſſton kommen, in dieſem Au⸗ 
genblicke aber ſteht er zur Diskuſſton nicht. Ich würde mich außerdem ent⸗ 
ſchieden dagegen ausſprechen, wenn er zur Diskuſſton käme. 

Landtags⸗Marſchall: Ich bin gern bereit, dieſe Frage zu ſſellen. 
Erklären ſich 24 W ai für dieſen e 10 
s urren in der Verſammlung. 

Der Antrag geht nämlich dahin, das Verbot des Aufkaufs von Kartoffeln 
und event. von Getreide zum Branntweinbrennen zu erlaſſen. — Der Ans 
trag iſt von der Abtheilung beurtheilt und hier zur Berathung geſtellt wor⸗ 
den. Die Abtheilung hat ſich dagegen ausgeſprochen. Es fragt ſich, ob er 
in der Verſammlung Anklang findet. Sollten fi 24 Stimmen dafür erklären, 
ſo Nie er zur Diskuſſton kommen. Ich bitte diejenigen, welche den Antrag 
unterſtützen, aufzuſtehen. a 

(Wird nicht unterſtützt. i | . 

Landtags-Marſchall: Ein fernerer Antrag, der in derſelben Weiſe 
gemacht, von der Abtheilung aber nicht bevorwortet worden ist, ist der, ein 
Gebot zu erlaſſen, daß das Getreide und die Conſumtibilien, welche das Dop⸗ 
pelte der Conſumtion bis zur 0 fe e zu Markte zu bringen ſeien 
oder konſiszirt werden ſollen. Ich frage ebenfalls: 

8 N Antrag Unterſtützung findet? 

(Wird nicht unterſtützt.) n 

Landtags⸗Marſchall: Ein Antrag geht dahin, eine Verminderung 
der Abgaben von Reis, Fleiſch und Butter zu erbitten. 

Wird * Antrag unterſtützt? g 

(Wird nicht unterſtützt. 2 

N b af Antrag geht dahin, die freie Verabrei⸗ 

ung von Kochſalz eintreten zu laſſen. 4 

I Finanz-Miriſer: Ich wollte bemerken, daß den Ober⸗Präſidenten 
in allen Provinzen bereits großere Quanta von Salz zur Dispoſition geftellt 
worden find, um damit bedürftige Gemeinden zu unterſtützen, und daß fie 
angewieſen worden ſind, ſich die Verpflegung der Dürftigen angelegen ſein 
zu laſſen. Das Quantum iſt ziemlich bedeutend, und noch vor wenigen Ta⸗ 
gen iſt dem Ober⸗Präſidenten von Preußen ein Quantum von 200 Tonnen 
und dem Ober-Präfidenten von Poſen eines von 100 Tonnen überwieſen 
worden, und damit wird fortgefahren werden, wie es bisher geſcheten iſt. 
Im Uebrigen. kann ich natürlich dem Antrage der Abtheilung nur beiſtimmen, 
daß dem Vorſchlage keine weitere Folge gegeben werde. 

Landtags⸗Marſchall: Ich frage alſo auch hier: 7 

Ob der Antrag von der hohen Verſammlung unterstützt wird? 

Eine Stimme: Darf ich mir eine Frage erlauben? 1 

Landtags⸗Marſchall: Wenn der Antrag nicht die Unterſtützung von 
21 Mitgliedern findet, ſo darf ich Ka e darüber das Wort geben. 

Der Antrag wird nicht unterſtützt. . 

Eine Stimme: Es iſt die Maßregel, daß 800 bis 900,000 Thaler 
in der letzten Klaſſenſteuer⸗-Stufe erlaffen werden, und es wäre wohl wün⸗ 
ſchenswerth geweſen, daß man fie vorher erlaſſen hätte. Das wäre das, was 
ich zu bemerken hätte. e 
5 Se e chall: Ein Antrag geht dahin, die Klaſſen⸗Steuer 

is Ende Juli zu erlaſſen. 

Mn dieser Antrag Unterſtützung? 5 

88 (Wird nicht unterſtützt.) 8 

Landtags-Marſchall: Endlich iſt angetragen worden auf Beſchrän⸗ 
kung des Aufkaufs von Lebensmitteln auf Wochenmärkten. ' 

Ich frage: Ob diefer Antrag Unterſtützung findet? 

Tandtags⸗Kommiſſarius: Ich habe in dteſer Beziehung zu bemer⸗ 
ken, daß mit Rückſicht auf den gegenwärtigen Nothſtand durch eine in dieſen 
Tagen erlaſſene Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre beftimmt worden iſt, daß die Kom⸗ 
munal⸗Behörden auch da, wo eine ſolche Obſervanz bis jetzt nicht beſtanden 


hat, in der 


gewünſchten Art einſchreiten können, daß alſo der Anttag bereits 
(Von mehreren Seiten: Sehr ſchön!) 
ier: Blos kr den kan! ini 
„Kommiſſarius: Bis zu dem 1. Oktober dieſes Jahres. 
Len dener, Ale eine vorübergehende degree 7 
andtags⸗Kommiſſarius: Eine vorübergehende Maßregel. 
Landtags⸗Marſchall: Meine Herren, der Referent iſt dereit, das 
Konkluſum abzufaffen, Wenn Sie noch einige Augenblicke warten, wird es 
Ihnen mitgetheilt werden. Im Auftrag des Herrn Marſchall des Herren⸗ 
ſtandes habe ich die Ehre, Sie zu erſuchen, ſich am Donnerfiag um 10 Uhr 
zu einer Verſammlung der Vereinigten Kurien einfinden zu wollen. Wenn 
dieſe geſchloſſen iſt, werde ich Sie bitten, vereinigt zu bleiben. Wir werden 
dann zu der Berathung der Allerhöchſten Proproſition übergehen, welche heute 
vorkommen ſollte. Es wird dies in der Sitzung geſchehen, welche auf die 
Sitzung der Vereinigten Kurien folgt. Unterdeſſen hat der Herr Referent 
das Konkluſum abgefaßt und wird die Güte haben, es vorzuleſen. (Dies ge⸗ 
ſchieht.) Finden Sie etwas dagegen zu bemerken? Da dies nicht geſchieht, 


ſo iſt 5 genehmigt. Schluß der Sitzung nach 34 uhr.) 


Sitzung des Vereinigten Landtags am 29. April. 


Vereinigte Kurien. 


Die Sitzung beginnt um 103 Uhr unter dem Vorſitz des Marſchalls 
Fürſten zu Solms. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und 
enehmigt. , 
f Der Marſchall: Ich habe zuvörderſt der Verſammlung mitzutheilen, 
daß der Königl. Kommiſſar, Herr Staats⸗Miniſter v. Bodelſchwingh, augen⸗ 
blicklich verhindert iſt, der Verſammlung beizuwohnen, und daß nach Aller⸗ 
höchſter Beſtimmung ſtatt feiner der Herr Finanz-Miniſter v. Düesberg diefe 
Stelle in der heutigen Sitzung einnehmen wird. Weitere Mittheilungen, die 
ich der Verſammlung zu machen habe, beziehen ſich auf eingegangene Anträge. 
Unter ihnen iſt zuvörderſt ein Antrag des Abg. Ritter, betreffend die Auf⸗ 
hebung der Mahl- und Schlachtſteuer auf Roggen und Schweinefleiſch. (Geht 
an die Abtheilung für die Königl. Propofition, die Aufhebung der Mahl» 
und Schlachtſteuer betreffend, zur Berichterſtattung.) 
Desgl. deſſelben Abg., betreffend den Bau einer Eiſenbahn von Poſen 


nach Breslau auf Staatskoſten. (Der Antrag geht an die Abtheilung, welche 


beauftragt iſt mit der Berichterſtattung über die Propoſttion, die Vollendung 
des Eiſenbahnnetzes in Preußen betreffend.) 

Ferner ein Antrag des Abg. Hanſemann, betreffend den Bau der 
preußiſchen Oſtbahn durch die in dem Staatsſchatze befindlichen Gelder. (An 
dieſelbe Abtheilung zur Berichterſtattung.) 

Desgl. deſſelben Abg., betreffend die nähere Feſtſetzung der Staats⸗ 
Garantie für die Renten⸗Banken. (An die Abtheilung für die Königl. Pros 
poſition, die Errichtung von Renten⸗Banken betr., zur Berichterſtattung.) 

Ferner des Abg. v. Zychlinski, betreffend die Richtung der preußiſchen 
Oſtbahn. (An die Abtheilung für die Vollendung des Eiſenbahnnetzes.) 

Und endlich ein Antrag des Abg. Hanſemann, betreffend die ſtändi⸗ 
ſche Zuſtimmung zu den bisher ertheilten und künftig noch zu erheilenden 
Staats-Garantieen für Eiſenbahnen. (An dieſelbe Abth. zur Berichterſtattung.) 

Wir kommen jetzt zur Berichterſtattung und Berathung der Königlichen 
Propoſitionen, die Errichtung der Provinzial-Hülfskaſſen betreffend. Ich bitte 
den Abg. Hanſemann, dieſen Bericht zu erſtatten. 

Referent Abg. Hanſemann: Ich muß um einige Nachſicht bitten, da 
ich heiſer bin. — Die Abtheilung, welcher die betreffende Königliche Propoſt⸗ 
tion“) zur Berathung zugewieſen worden iſt, hat folgenden Bericht erſtattet: 
Bevor wir in Berathung über den Gegenſtand getreten ſind, iſt unter 
uns die Frage erhoben worden, ob nach § 14 der Verordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar c. nicht die Herren-Kurie und die Kurie der drei Stände jede beſon⸗ 
ders eine Abtheilung zu ernenneu und demnächſt ebenfalls abgeſondert zu be⸗ 
rathen haben würden Es hat uns geſchienen, daß grundſätzlich dieſe Frage 
zu bejahen ſei, daß aber im vorliegenden Falle darüber hinweggegangen wer⸗ 
den könne, weil a) die Königliche Botſchaft den beiden Vereinigten Kurien 
zugegangen iſt, und b) der Landtags-Marſchall ohne irgend einen Wider⸗ 
ſpruch von Seiten der Stände und des Königlichen Landtags⸗Kommiſſars die 
unterzeichnete, aus Mitgliedern jeder Kurie beſtehende Abtheilung ernannt hat. 

Wir nehmen daher an, daß der vorliegende Gegenſtand auch in den wei⸗ 
teren Stadien der Berathung von den beiden Vereinigten Kurien behandelt 
werden dürfe, inſofern hiergegen nicht ein Widerſpruch der Regierung oder 
einer der beiden Kurien erhoben wird. f 

Die Wirkſamkeit der weſtphäliſchen Provinzial-Hülfskaſſe und des im 
Regierungs⸗Bezirk Aachen beſtehenden Prämien⸗Sparkaſſen⸗Inſtituts haben 
ſich bisher fo ſegensreich erwieſen, daß wir einſtimmig die Anſicht ausſprechen: 
Es ſei Sr. Majeſtät dem Könige der lebhafteſte Dank für die Verleihung 
eines Fonds von 2,500,000 Rthlr. für Errichtung von Provinzial⸗Hülfskaſ⸗ 
fen, zu den in der miniſteriellen Denkſchrift angeführten Zwecken, ehrfurchts⸗ 
voll darzubringen. 

Da die Vertheilung dieſes Fonds auf die acht Provinzen der Monar⸗ 
chie nach dem ungefähren Verhältniß der Bevölkerung, des Flächen⸗Inhalts 
und des direkten Steuer-Aufkommens abgerundet iſt und ein zweckmäßigerer 
Maßſtab der Vertheilung auch uns nicht erkennbar iſt, ſo ſind wir der Mei⸗ 
nung: Daß die in der miniſteriellen Denkſchrift bezeichnete, von Sr. Maje⸗ 
ſtät dem Könige genehmigte Vertheilung des Fonds ebenfalls dankbar anzu⸗ 
erkennen iſt. f 

Die Verwendung des Fonds in jeder Provinz, ſo wie das hierüber und 
über die Verwaltung feſtzuſetzende Statut, betreffend, läßt ſich nicht verken⸗ 
nen, daß die eigenthümlichen Verſchiedenheiten der ſozialen Verhältniſſe auch 
weſentliche Verſchiedenheiten, in den Beſtimmungen darüber wünſchenswerth 
machen dürften, in welchem Maße der Fonds zu einem oder dem anderen 
ſeiner verſchiedenen Zwecke mehr oder weniger zu verwenden und wie hiernach 
die Verwaltung einzurichten ſei. Nach unſerer Anſicht iſt es daher angemeſ⸗ 
ſen: Die Veſtimmungen über ſpezielle Verwendung des Fonds und über die 
dafür einzurichtende Verwaltung der vorgängigen Berathung eines zu er⸗ 
wählenden, mit dem Miniſter des Innern verhandelnden Ausſchuſſes zu über⸗ 
laſſen (fo wie ſolches in der Allerhöchſten Botſchaft anheimgegeben iſt), damit 
auf dieſe Weiſe die desfalls an die Provinzial⸗Stände zu richtenden näheren 
Propoſitionen vorbereitet werden mögen. 

Da der Zweck des Zuſammentritts dieſes Ausſchuſſes nicht weiter als auf 
eine ſolche Vorbereitung gerichtet ſein kann, indem derſelbe ſchwerlich eine den 
Anſichten der Provinzialſtände vorgreifende beſtimmte Anſicht abzugeben Th 
veranlaßt ſehen dürfte, ſo ſind wir der Meinung, daß er nicht zu zahlreich 
ſein möge. Wir ſchlagen daher vor: Daß dieſer Ausſchuß aus 32 Mitglie⸗ 
dern zu beſtehen habe, zuſammengeſetzt aus 8 von der Herren-Kurie zu wäh⸗ 
lenden, den verſchiedenen Provinzen angehörigen Mitgliedern, und 24 Mit⸗ 
gliedern der drei Stände, dergeſtalt, daß jeder Stand einer Provinz Ein 


Mitglied erwähle. 

Fürſt von Carolath- Beuthen. 8 
Herzog zu Ratibor. Hanſemann (Referent). Flemming. Stöpel. 
Diergardt. von Zakrzewski. Cleemann. von Bodelſchwingh. 
von Durant. Grunau. von Arnim. von Dycke. Dolz. Vollandt. 
Dorenberg. Meier. Schäfer. Graf von Korff⸗Schmiſing. Kuß. 


) Siehe am Schluß der Sitzung. 
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Dieſem Berichte, meine Herren, habe ich ſehr wenig hinzuzuſetzen. Die 
Angelegenheit, wie fie ſeitens der Regierung vorliegt, iſt für uns, wie mir 
ſcheint, außerordentlich einfach. Des Königs Mafeſtät hat, in Erwägung der 
großen Nützlichkeit der Beförderung des Sparens der unteren Volksklaſſen 
und der Beförderung von Ameliorationen, einen Fonds von zwei und eine 
halbe Million zu bewilligen geruht. Die erſte Frage, die ſich darbietet, iſt 
alſo die, welche die Abtheilung gemacht hat: „Es ſei Sr. Majeſtät dem 
Könige der lebhafteſte Dank für die Verleihung eines Fonds von 2,500,000 
Rthlr. für Errichtung von Provinzial⸗Hülfs⸗Kaſſen zu den in der miniſte⸗ 
riellen Denkſchrift angeführten Zwecken auszuſprechen.“ 
Landtags⸗Marſchall: Ich eröffne die Berathung. Zuerſt hat das 
Wort der Graf von Itzenplitz. 

ö Graf von Itzenplitz: Ich will es mir geſtatten, zu dem Berichte der 
Abtheilung einen Zuſatz zu beantragen, von welchem ich glaube, daß er kei⸗ 
ner Provinz Nachtheil bringt, der Provinz Weſtphalen aber von weſentlichem 
Nutzen ſein kann, und welcher, wenn er ſich auch zunächſt auf die Provinz 
Weſtphalen bezieht, zur Sprache kommen muß, wenn er Folge haben ſoll. 
Es iſt den Herren bekannt, daß bereits in Weſtphalen eine Hülfskaſſe beſteht 
und auch ein Reglement, welches feſte Grundſätze hat, wonach der Weſtphä⸗ 
liſche Provinzial-Fonds verwendet worden iſt. Ich beantrage, da hier Um⸗ 
ſtände obwalten, welche in keiner anderen Provinz beſtehen, daß es geſtattet 
werden möge, daß die Summe, die für Weſtphalen beſummt iſt, dieſer Pro⸗ 
vinz ſogleich überwieſen werde, und daß die ſchon beſtehende Verwaltung 
autoriſirt und reſpektive verpflichtet werden möge, dieſe Summe vorläufig zu 
verwalten, bis auf weitere Beſtimmung, und zwar nach Analogie des Regle⸗ 
ments, was bereits beſteht. Ich möchte zunächſt den Herrn Landtags-Mar⸗ 
ſchall erſuchen, die Verſammlung zu fragen, ob dieſer Antrag Unterſtützung findet. 
Landtags⸗Marſchall: Ich frage die Verſammlung, ob dieſer An⸗ 
trag die erforderliche Unterſtützung finder? 

(Geſchieht ausreichend.) 

Graf v. Itzenplitz: Ich erlaube mir nur noch zu bevorworten, daß 
dieſer mein Antrag keinesweges dahin geht, daß nun die Provinz Weſtpha⸗ 
len an der Wahl der Kommiſſion nicht mehr Antheil nehmen ſoll oder an 
den weiteren Erörterungen über das Reglement, ſondern ich bin der Mei⸗ 
nung, daß dieſes rückſichtlich der Provinz Weſtphalen eben ſo geſchehe, wie 
bei den übrigen Provinzen, und daß dieſe Berückſichtigung nur eine vorüber⸗ 
gehende ſein ſoll. Ich habe noch einen Nachtrag dazu zu machen. Es wird 
allerdings, bevor mein Antrag Folge haben kann, namentlich der Krone ge⸗ 

enüber, nothwendig ſein, daß die Provinz Weſtphalen eine Erklärung dar⸗ 
über abgebe, daß ſie in Bezug auf denjenigen Theil der Zinſen, der nach dem 
vorgelegten Geſetz-Entwurf den Sparkaſſen zu Gute kommen ſoll — d. h. 
nicht von den beſtehenden, ſondern von der jetzt zu überweiſenden Summe — 
bereit ſei, in Bezug auf die Sparkaſſen diejenigen Verpflichtungen zu erfül⸗ 
len, die proponirt find. In dieſer Vorausſetzung möchte ich mich der Hoff- 
nung hingeben, daß ſeitens der Krone meinem Antrage nichts enigegenſtehen 
wird. an 8 8 a 
Staats⸗Miniſter v. Düesberg: In Weftphalen beſteht, wie erwähnt, 
eine förmlich organifirte Hülfs⸗Kaſſe, die auf der bisherigen Grundlage fort- 
beſtehen, jedoch darin eine Erweiterung erhalten ſoll, daß fie zugleich die Ver⸗ 
pflichtung übernimmt, die Beſtände der einzelnen Sparkaſſen, fo weit fic 
nicht von den einzelnen Verwaltungen dieſer Kaſſen zinsbar untergebracht 
werden können, zu übernehmen und zu verzinſen. Dies iſt ein weſentlicher 
Punkt, an den ſich die Proposition und das Allerhöchſte Gnadengeſchenk 
knüpft. Es muß alſo, ehe die Auszahlung der Rate von 220,000 Rthlr. 
erfolgen kann, ein bindender Beſaluß des Weſtphäliſchen Landtags vorhan⸗ 
den ſein, wodurch die Verpflichtung übernommen wird, auch in dieſem Punkte 
die Bedingung der Propoſition zu erfüllen. Wenn ein folder bindender 
Beſchluß des Provinzial-Landtags vorhanden iſt, alsdann, glaube ich, wird 
ſeitens des Miniſteriums bei Sr. Majeſtät befürwortet werden, daß mit der 
Maßregel vorangegangen werden könne. Es kommt daher zunächſt darauf 
an, daß ein ſolcher Veſchluß zu Stande komme, erſt hiernächſt kann eine 
weitere Erörterung über dieſen Gegenſtand eintreten. 

Referent Abg. Hanſemann: Das, was der Königl. Kommiſſar eben 
bemerkt hat, überhebt mich, Vieles hinzuzuſetzen; ich wollte nur noch bemer⸗ 
ken, daß, um einen ſolchen bindenden Beſchluß ſeitens der Provinzial⸗Stände 
herbeizuführen, dies nicht durch ein Aufſtehen der Mitglieder der Provinz 
Weſtphalen hier geſchehen kann, ſondern daß dies in einer anderen Form aus⸗ 
zuführen iſt, daß mithin dieſe Verſammlung hier, nach meiner Ueberzeugung 
wenigſtens, ſich einfach darauf zu beſchränken hat, ihren Beſchluß in der all⸗ 
gemeinen Faſſung zu nehmen, wie es von Seiten der Abtheilung vorgeſchla⸗ 
gen worden ist, alsdann iſt es Sache der Provinzial-Stände, die Angelegen⸗ 
heit zum gewünſchten Ziele hinzuführen. 

Graf von Galen: Wenn der Abgeordnete aus der Provinz Weſtpha⸗ 
len dem Vorſchlage feine Beiſtimmung ertheilt hat, fo geſchah es nicht, da⸗ 
mit die Hülfskaſſen in den Beſitz eines größeren Fonds kommen und derſelbe 
nach der bisherigen Weiſe verwaltet werden könnte. Wir ſind nicht der Mei⸗ 
nung, daß er verwaltet werden ſolle in einer anderen Art als die bisherige 
Provinzial⸗Kaſſe, aber auch nicht konfundirt werde. Denn alle Verpflichtun⸗ 

en, welche in der Propofition damit verknüpft find, können wir nicht auf 

die Provinzial⸗Hülfskaſſe übernehmen, ſondern fie muß fo fortbeſtehen, wie 
fie. beſtanden hat. Ich bitte uns die Berechnung beizufügen, welche in der 
Denkſchrift angegeben iR, nicht um eine Debatte hervorzurufen, ſondern ung 
unſeren Kommittenten gegenüber und uns vor uns ſelbſt zu rechtfertigen, 
wennn wir dieſes Votum annehmen. i 

Graf von Itzenplitz: Was der letzte Redner geſagt hat, veranlaßt 
mich zu der Bemerkung, daß ich keinesweges der Anſicht bin, zu beantragen, 
daß etwas in der Verwaltung der beſtehenden weſtphäliſchen Provinzial⸗Hülfs⸗ 
Kaffe und in der Beſtimmung des Fonds dieſer Kaſſe geändert werden möge. 
Wenn ich alſo geſagt habe, daß es nöthig ſein werde, der Krone gegenüber 
eine Zuſicherung zu geben, daß rückſichtlich der Summe, die jetzt erſt der 
Provinz aus Staatsmitteln überwieſen werden ſoll, eine Verpflichtung über⸗ 
nommen werden ſoll, welche von dem Staate in Anſpruch genommen wird, 
fo bezieht ſich dieſes nicht auf die weſtphäliſche Hülfskaſſe, nicht auf deren 
Verwendung. Ich habe dies zur Sprache gebracht, damit die Krone eine 
Auregung erhalte, bei der abgeſonderten Verſammlung des Provinzial⸗Land⸗ 


tages dies zur Sprache bringen. Bisher iſt keine Veranlaſſung darüber er⸗ 
gangen, daß die einzelnen Provinzen ſich verſammeln können, weil keine 
Veranlaſſung dageweſen iſt. Hier ſcheint aber eine Veranlaſſung vorzuliegen. 
Ich erlaube mir daher den Antrag, die Krone möge Veranlaſſung geben, 
daß die Abgeordneten der Provinz Weſtphalen zuſammentreten und die Er⸗ 
klärung abgeben, die unſere Provinzial⸗Verfaſſung mit ſich bringt, daß aber, 
wenn dies geſchehen, wenn die Verſammlung einverftanden iſt, die Summe, 
welche der Provinz Weſtphalen von dem neuen Fonds zukommt, derſelben 
ſogleich überwieſen werde, um interimiſtiſch durch die bisherige Verwaltungs- 
Behörde übernommen und nach den bisherigen Verwaltungs⸗Grundſätzen ver⸗ 
waltet zu werden. i 3 

Neferent Hanſemann: Was der letzte Redner wünſcht, wird 6 
ſeine Erledigung finden, wenn der Ausſchuß ernannt wird, deen 5 
Se. Majeflät der König uns anheimgegeben hat. Dann wird die Frage vor⸗ 
bereitet werden und die Verſammlung der Provinzial⸗Stände ſchnell ftattfin= 
den können. Wenn die Sache beeilt wird, kann es noch während unſeres 
Beiſammenſeins in Berlin bewerkfielligt werden. Ich wünſche, daß man nicht 
auf das Detail für jede einzelne Provinz eingehe, ſondern es der ferneren 
Beurtheilung überlaſſe. g 

Staats⸗Miniſter von Düesberg: Die Frage: inwiefern die für die 
einzelnen Provinzen beſtimmten Summen jetzt gleich zur Verwendung kom⸗ 
men können, betrifft nicht das Allgemeine. Was Weſtphalen betrifft, ſo iſt 
die Frage, ob die Summe ſogleich auszuzahlen ſei, eine Provinzial-Angele⸗ 
genheit, die zwiſchen der Krone und den Ständen der Provinz zu erledigen 
iſt. Wenn der Antrag von den Ständen Weſtphalens gemacht wird und die 
Bedingungen der Propofition erfüllt werden, jo wird in Erwägung gezogen 
werden, ob die Summe ſogleich auszuzahlen fei_ oder nichl. Hierüber, glaube 
ich, bedarf es keines Beſchluſſes der Verſammlung, ſondern es kommt nur 
darauf an, ſich darüber zu erklären, was die Staatsregierung als Propoſi⸗ 
tion De hat. 2 i 

er Marſchall: Wenn über den Antrag des Grafen von Itzenplitz 
noch Bemerkungen zu machen ſind, ſo wäre es je i eil wi 
Fo darüber a 10 RN an der dite Pan a 

Eine Stimme (vom Platz): Ich vermag ni i 
Vereinigte Landtag darüber berathen kann. Es Ban 8 
ſpäter darüber abgeſtimmt werden. Se. Durchlaucht ſchienen aber jest ab⸗ 
fimmen laffen zu wollen. Dies veranlaßt mich zu meiner Bemerkung. 

Der Marſchall: Eine Abſtimmung muß jedenfalls erfolgen, weil der 
Vorſchlag die geſetzliche Unterſtützung gefunden hat, die nothwendig iſt, um 
ihn zur Abſtimmung zu bringen. Die Abſtimmung wird erfolgen, wenn wir 
überhaupt zu der Abſtimmung über den ganzen Gegenſtand gekommen ſein 
werden, über welchen aller Wahrſchtinlichkeit nach mehrere Fragen zu ſtellen 
ſein werden. . a 

Abg v. Diebitſch: Ehe wir zu der Vertheilung der Fonds übergehen, 
halte ich mich an das Wort „Hülfskaſſen“ Wann iſt wohl mehr die Zeit 
geweſen, wo das ganze Land der Hülfe bedarf, als in dem gegenwärtigen 
Augenblide- Können dieſe Fonds, welche zu Provinzial-⸗Zwecken verwendet 
werden ſollen, im Augenblicke nicht am beſten zur Stillung der Noth des ganzen 
Landes verwendet werden? Wir haben aus dem Munde des Herrn Kom⸗ 
miſſar vernommen, daß bereits Maßregeln getroffen worden ſind, um der 
allgemeinen Noth zu ſteuern. Sie wird größer, ſie wächſt mit jedem Augen⸗ 
blicke, je größer aber die Noth, um ſo größer müſſen die Mittel ſein, die 
dazuverwendet werden können, um fo kräftiger müſſen ſie auch dann eintre⸗ 
treten. Ich trage daher darauf an, das Gouvernement zu bitten, dieſe zwei 
und eine halbe Million Thaler, um fie mit Nutzen zu verwenden, im Aus 
geblick zum Ankauf vonGetreide zu verwenden Es liegt in dem Zwecke derſel⸗ 
ben, ſie im Moment zum Ankauf von Getreide zu verwenden, und es kann 
jetzt 5 größer und wichtiger ſein, als dieſe Maßregel, um den Zweck zu 
erreichen. ' 

Landtags-Marſchall: Dies wäre allerdings ein Vorſchlag, der 
ein ganz neuer genannt werden müßte, er würde alſo unter dem Begriff des 
$. 15. g. fallen. Dort iſt gefagt, daß ein ſolcher Vorſchlag auf dem dort 
bezeichneten Wege, nämlich ſchriftlich, erſt mitgetheilt werden muß, damit er 
Gegenstand der Verathung der Verſammlung werden könne, und da dies 
nicht geſchehen iſt, ſo bin ich kaum in dem Falle, durch Abſtimmung zu er⸗ 
mitteln, ob er die geſetzliche Unterflügung von 24 Mitgliedern findet, die ihn 
dann abſtimmungsfähig machen würde. Er hat fie auch nicht gefunden, und 
ich bin deshalb der Meinung, daß wir uns wieder zu dem urſprünglichen 
e ee 

g. v. Die bit ſch: war eine augenblickliche Eingebun s 
Gefühls. Die Geſchäftsordnung iſt allerdings früher e e 
der Nothſtand des Landes fo grell hervortrat, wie jetzt. f 
Landtags⸗Marſchall: Ich will hinzuſetzen, daß ich gewig nicht den 
ſehr ehrenwerthen Grund verkenne, welcher die Worte dictirt hat, die wir ſo 
eben vernommen haben. . 

Staats⸗Miniſter von Düesberg: Der Antrag würde eigentlich dahin 
gehen, die Summe, welche für die Hülfskaſſen beſtimmt it, die aber zum 
Theil aus nicht gleich realiſirbaren Papieren nud anderencheils aus Staats⸗ 
Papieren beſteht, zurückzuziehen und zur Abhülfe des gegenwärtigen Nothſtan⸗ 


des zu verwenden. Wenn die Sache in der Weise Kände, daß es abſolut 
nothwendig wäre, um dem Nothſtande abzuhelfen⸗ die fegt den Hülfskaſſen 


zugedachte Summe zu jenem Zwecke zu verwenden, e würde dieſes von der 
Staatsregierung ſelbſt angeregt worden fein, So liegt die Sache nicht. Was 
geſchehen kann, um dem Nothſtande abzubelſen, wird geſchehen, und es ſind 
dazu die kräftigſten Mittel angewendet worden, und bedarf es dazu der Zur 
rückziehung der Woblthat nicht, welche durch die Ueberweiſung der m el 
zur Gründung von Hülfsmitteln den Provinzen 1 Bon werden follen. 
Ich glaube, daß nach dieſer Erklärung der Antragſteller wohl von ſelbſt ſti⸗ 
nen Antrag zurücknehmen wird⸗ 115 4 

Der Marſchall: Es fragt ſich überhaupt, ob Jemand über den Ge⸗ 
genſtand, über welchen wir die Berichterſtattung vernommen haben, eine wei⸗ 
tere Bemerkung zu machen hat. 1 

Abg. Camphauſen: Durchlauchtigſter Herr Marſchall, Der Aus⸗ 
ſchuß hat in feinem Berichte die Anſicht ausgeſprochen, daß wir die Königl. 
Botſchaft, betreffend die Errichtung der Provinzial⸗Hülfskaſſen, in jeder Ku⸗ 
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rie eine Abtheilung zu ernennen fei, und nur aus dem Stillſchweigen der 
Stände und des Königlichen Herrn Kommiſſar hat der Ausſchuß die Zuläſ⸗ 
ſigkeit erkannt, dieſen Gegenſtand vor der Vereinigten Verſammlung 
zu behandeln. Ich wünſche nicht, daß durch das Stillſchweigen der Ver⸗ 
ſammlung über dieſe Anſicht ein ähnlicher Schluß erfolge. Es handelt ſich 
bei gegenwärtiger Propoſition um die Verwendung eines Kapitals von zwei 
und einer halben Million Thalern, und es könnte, indem dieſe Verwendung 
entweder auf die Erhöhung der Steuern oder auf den Abſchluß einer Anleihe 
Einfluß haben könnte, die Behauptung aufgeſtellt werden, daß ſie zu der Co⸗ 
gnition der Vereinigten Verſammlung gehöre. Jedenfalls ſcheint fie mir in 
dem Augenblicke dahin zu gehören, wo auf der einen Seite eine Königliche 
Propoſttion, welche die Aufnahme einer Anleihe bedingt, und auf der ande⸗ 
ren 
bedingt, vorliegen. Ich würde alſo der Anſicht, daß dieſe Königliche Bot⸗ 
ſchaft unrichtig der Verhandlung der Vereinigten Kurien untergelegt worden 
ſei, nicht beitreten können. Zur Sache könnte die Vertheilung angeſammel⸗ 
ter Steuern — denn ein Kapital, welches im Beſitze eines Staates fi be⸗ 
findet, auf welche Weiſe es auch entſtanden ſei, ſtellt angeſammelte Steuern 
dar — dieſe Steuern, ſage ich, wieder zu anderer Verwendung an die Pro⸗ 
vinzen zu verweiſen, könnte bedenklich ſcheinen. Es handelt ſich jedoch in 
dieſem Falle von einer Angelegenheit, wo der Staat die Uebernahme einer 
Verpflichtung nicht abweiſen kann und hinſichtlich deren es ziemlich gleich 
ſteht, ob er dieſe Verpflichtung in der Geſtalt eines jährlichen Zuſchuſſes oder 
in der Geſtalt eines Kapital⸗Zuſchuſſes leiſtet. Das Letztere iſt ſelbſt im ge⸗ 
genwärtigen Falle erforderlich, weil der Kredit, deſſen die Sparkaſſen bedür⸗ 
ſen, auch den Rückhalt eines erheblichen Kapitals nöthig hat. Es iſt in der 
miniſteriellen Denkſchrift über dieſen Gegenſtand auf den Antrag Bezug ges 
nommen worden, den die rheiniſchen Provinzial⸗Stände zuletzt geftellt haben, 
in Beziehung auf die Grundſätze von den Sparkaſſen. Ich wünſche, daraus 
Veranlaſſung zu nehmen, auch eins der Motive hervorzuheben, von welchen 
damals die rheiniſchen Stände geleitet worden find, und bitte um Erlaubniß, 
den betreffenden Paſſus aus dem Berichte der Verſammlung vortragen zu 
dürfen. Es hat darin geheißen: Die Sparkaſſen ſind ein neu geſchaffenes, 
höchſt konſervatives Element im Staatsleben, indem und inſofern fie die Re⸗ 
gierung zur Schuldnerin der arbeitenden und dienenden Volksklaſſen machen; 
indem fie das Intereſſe der arbeitenden und dienendenſKlaſſen mit dem Intereſſe 
der Regierung aufs innigſte verflechten; indem fie denjenigen Theil der 
Bevölkerung, in welchem ein 
nur Durchreiſende erblicken wollte, unmittelbar für die 

rung, für den ruhigen Flor des Landes intereſſtren. 

der Regierung eine ganz andere Kraft aus zehntauſend 
deren Jeder ihr unmittelbar hundert Thaler anvertraut 
Grund⸗-Eigenthümern oder Kapitaliſten, 


Stabilität der Regie⸗ 
Es erwächſt fürwahr 
ſtrebſamen Arbeitern, 
hat, als aus zehn 

deren Jeder ein Vermögen von 


100,000 Thalern beſitzt. Umgekehrt gewinnen aber auch die arbeitenden - 


Klaſſen, wenn ihre Erſparniſſe hoch anlaufen, wenn ein großer Betrag ſchwe⸗ 
bender und aufkündbarer Staatsſchuld in ihren Händen ruht, einen Einfluß 
auf die Politik der Regierung, die alsdann auf die Erhaltung des Vertrau⸗ 
ens der Arbeiter dieſelbe Rückſicht nehmen muß, die gegenwärtig den großen 
e Kapitaliſten und Finanzmännern nicht immer verſagt werden 
ann. Wären in allen größeren Staaten die Erſparniſſe der Arbeiter den 
änden der Regierung anvertraut und zu einer bedeutenden, aufkündbaren 
Staatsſchuld angewachſen, ſo würde man die Sparkaſſen als eines der kräf⸗ 
tigſten Mittel zur Erhaltung des europäiſchen Friedens anzuſehen haben. 
Wenn die Regierung, wie wir aus der Denkſchriſt erſehen, den Antrag der 
rheiniſchen Stände nicht unberückſichtigt gelaſſen hat, fo drücke ich das Be⸗ 
dauern aus, daß ihre Erwägung nicht dahin geführt hat, dieſe Angelegenheit 
als eine Angelegenheit des ganzen Staates zu behandeln und als eine ſolche, 
welche die Sparer im Lande zugleich zu Gläubigern der Regierung gemacht haben 
würde. Ich beklage dies um ſo mehr, als in dem Entwickelungsgange, den unſer 
Staat gerade gegenwärtig eingeſchlagen hat, es nützlich für die Regierung 
wäre, wenn fie auf gerechte Weiſe, auf geſetzliche Weiſe einen Stützpunkt 
mehr in der Nation zu erwerben ſuchte. Ich ſetze jedoch voraus, daß dieſe 
Betrachtungen nicht unerwogen geblieben ſind, und nehme daraus keinen An⸗ 
laß, mich gegen den Vorſchlag, der uns vorliegt, zu erklären. Nach meiner 
Anſicht wäre es auch aus anderen Gründen wünſchenswerth geweſen, daß dem 
Inſtitute eine mehr zeitgemäße Geſtaltung hätte gegeben werden können. 
Ich glaube, daß es nicht zweckmäßig iſt, in unſerem Lande die Gelegenhriten 
zu vermehren, wo jeder Provinz etwas Beſonderes zugetheilt wird. Ich 
glaube auch, daß es nicht nützlich iſt, den Provinzial⸗Ständen den Charakter 
einer verwaltenden Corporation noch mehr zuzutheilen, als es gegenwärtig 
ſchon geſchehen iſt. In Beziehung auf dieſen Punkt habe ich — und das 
iſt der Schluß meines Vortrags — der hohen Verſammlung die Abänderung 
zu empfehlen, daß Nr. 3. der Konkluſton, wozu die miniſterielle Denkſchrift 
gelangt, »nämlich über das letzte 7aſtel des Ueberſchuſſes würden die Stände 
zu öffentlichen Zwecken frei verfügen können,« von der hohen Verſammlung 
geſtrichen und daß den Provinzial-Ständen in keiner Weiſe überlaſſen werde, 
zu fremden Zwecken, wenn es auch provinzielle find, die Ueberſchüſſe zu ver⸗ 
wenden, die aus dieſer Einrichtung hervorgehen werden, indem ich aus nahe 
liegenden Gründen für ungeeignet halte, daß es den Provinzial⸗Ständen 
überkaſſen werde, über ſolche kleine Begünſtigungen und Vevortheilungen zu 
berathen und zu beſchließen. Mein Antrag würde daher dahin gehen, daß 
der Zuſatz zu den Beſchlüſſen, welche die Abtheilung vorgeſchlagen hat, ge⸗ 
macht werde, »wobei jedoch die Verſammlung den Wunſch ausdrückt, daß 
durch die Art der Verwendung der Ueberſchüſſe die unter 3 der Denkſchrift 
henormortzie, werf durch die Stände zu öffentlichen Zwecken ausge⸗ 
loſſen werde. « A. 
4 N ndtags-Marfäat: Ich frage: ob der Vorſchlag die nöthige Unter⸗ 
ſtützung findet, um ihn zur Adſſimmung zu bringen? f 
inreichend unterſtützt.) 

Abg. v. Binde: Ich kann mich den Anſichten des verehrten Redners, 
welcher zuletzt geſprochen hat, durchaus nicht anſchließen. Ich halte im Gegen⸗ 
theil für wünſchenswerth, daß den Provinzialſtänden vielfache Gelegenheit ge⸗ 
geben werde, viel in den Provinzen zu verwalten, und ich bedauere nur, daß 
der geehrte Redner die Gründe ſchuldig geblieben ift, die ihn zu einer andern 
Meinung veranlaßten; denn in unſerer Provinz wenigſtens hat ſich die Nütz⸗ 


eite eine Königliche Botſchaft, welche die Verwendung eines Kapitals 


preußiſcher Staatsmann in trauriger Verirrung 


lichkeit der Verwaltung der Provinzialſtände bewährt. Wir haben eine Irren⸗ 
Anſtalt, Armen⸗Anſtalten, eine Anſtalt für unheilbare Kranke, und in allen 
Zweigen der Provinzial⸗Verwaltung iſt bei uns die Einwirkung der Provin⸗ 
zialſtände ſehr nützlich geweſen, wie auch die Provinzial-Hülfskaſſe bezeugt, 
die ein Provinzial⸗Inſtitut geblieben iſt, nur daß ſie unter Kuratel des Ober⸗ 
Präſidiums ſteht. Es werden die Provinzialſtände auch deshalb, weil fie mit 
den lokalen Intereſſen und den Eigenthümlichkeiten derz Provinz vertraut find, 
weil unter ihnen Männer ſich befinden, die, mit den Verhältniſſen der Pro⸗ 
vinz vertraut, am beſten in der Lage ſind, über die einzelnen Landestheile 
Auskunft zu geben, vorzugsweiſe geeignet ſein, die Provinz zu verwalten, und 
es iſt der Grund mir nicht klar geworden, warum man der Bureaukratie den 
Vorzug vor der Verwaltung durch die Provinzialſtände geben will. Es führt 
mich dies auf einen Vorwurf, den der vorige Redner zur Sprache gebracht hat. 
Ich habe zu bedauern, daß ich mich dieſem Vorwurfe anzuſchließen habe, wel⸗ 
cher dahin gegangen iſt, daß in Bezug auf die Vertheilung der Fonds auf 
die einzelnen Provinzen uns keine näheren Details geliefert worden find. Es 
iſt nur geſagt worden, daß die Vertheilung nach dem Flächen⸗Inhalte, nach 
der Einwohnerzahl und nach der Steuerhöhe geſchehen ſolle. Es hat aber der 
vorige Redner bereits geſagt, daß dieſe Fonds nur angeſammelte Steuern 
ſind, und alſo als Ueberſchuß aus den eingeſammelten Steuern zu betrachten 
ſind. Aus der Natur eines jeden Sozietäts⸗Verhältniſſes im Allgemeinen geht 
aber ſchon hervor, daß die Vertheilung eines ſolchen Ueberſchuſſes nur nach 
dem Maßſtabe zu geſchehen habe, wie die Fonds ſelbſt zuſammengekommen 
ſind. Dieſer Maßſtab wäre alſo der der Steuern. Dieſer Maßſtab kann aber 
nur von den direkten Steuern hergenommen werden, weil die indieekten Steu⸗ 
ern ſich nicht ermitteln laſſen, und da auch die direkten Steuern ſich 
auf die Kräfte der Einzelnen baſiren müſſen, alſo die höhere Be⸗ 


ſteuerung einer Provinz wieder durch den Wohlſtand der Einzelnen in der 


Provinz bedingt wird, ſo iſt es natürlich, daß in derſelben Weiſe, wie 
der Fonds geſammelt worden iſt, auch feine Vertheilung zu erfolgen habe, 
und da dem Gouvernement unzweifelhaft dieſe Art der Anſammlung bekannt 
ſein wird, ſo möchte ich mir den Antrag erlauben, daß nach dieſem Verhält⸗ 
niß die Vertheilung gemacht werde. Ob Weſtphalen oder eine andere Provinz 
dabei im Vortheil iſt, das maße ich mir nicht an, zu beurtheilen, da die Mo⸗ 
mente der Berechnug uns hier nicht vorliegen und jeder andere Moment, wie 
ich ihn naturgemäß wünſche, uns ebenfalls nicht bekannt iſt. Da aber das 
Verhältniß der Gerechtigkeit allein dasjenige ſein kann, was uns bei Verthei⸗ 
lung der öffentlichen Gelder leiten kann, ſo möchte ich darauf antragen, daß 
die Krone gebeten werde, die Vertheilung der Gelder nach dem angedeuteten 
Maßſtabe geſchehen zu laſſen. Das würde im Weſentlichen meine Anſicht ſein. 
Der Redner iſt aber auf einen Gegenſtand gekommen, der mit meiner Anſicht 
nicht übereinſtimmt, nämlich darauf, die Beſtände der Sparkaſſen einzuziehen, 
ſie mit 4 Prozent zu verzinſen und die Sparer zu Gläubigern des Staates 
zu machen. So ſcheinbar auch die von ihm angeführten Gründe ſich darſtel⸗ 
len, ſo möchte ich mich doch dem Antrage entſchieden opponiren und kann nur 
meine Freude darüber aussprechen, daß das Gouvernement auf dieſen Antrag 
nicht eingegangen iſt. Es ſcheinen ihm weſentliche Rückſichten, namentlich ſtän⸗ 
diſche Intereſſen, entgegenzuſtehen. Auch iſt durch das Patent vom 3. Februar 
d. J. den Ständen das Recht verliehen, in Friedenszeiten zu einer Anleihe 
ihre Zuſtimmung zu geben. Eine ſolche Einziehung der Sparkaſſen⸗Beſtände 
und ihre Verzinſung zu 4 Prozent kann ich nur als eine Anleihe anſehen, 
und ich glaube im Intereffe der Vereinigten Stäude zu ſprechen, wenn ich 
das Recht der Stände gegen ſolche exorbitante Aufforderungen verwahre. 
Landtags⸗Marſchall: Ich bin doch der Meinung, daß es uns zu 
weit führen würde, wenn wir uns auf die Frage tinlaſſen wollten, ob die 
Verſammlung anerkenne und für rathſam und wünſchenswerth halte, daß die 
Provinzial⸗Landtage verwaltende Körperſchaften, wie ſie es bisher geweſen, 
bleiben und in weiterem, in ausgedehnterem Maße werden ſollen, oder ob 
die Verſammlung das nicht für wünſchenswerth erachte. Ich wäre der Mei⸗ 
nung, dab der Abgeordnete, welcher vor dem letzten Redner geſprochen hat, 
demſelben die Gründe ſchuldig bliebe, nach welchen er der Meinung iſt „daß 
ſich die Provinzial⸗Landtage nicht dazu eignen, eine Meinung, welche auch 
die meinige ift, fo wenig ich auch gefonnen bin, die Gründe zu entwickeln, 
auf welchen dieſe Anſicht beruht. Es iſt daher jetzt zu ermitteln, ob 24 Mit⸗ 
glieder aufſtehen, um den Vorſchlag, den der letzte geehrte Redner gemacht 
hat, zu unterſtützen, daß die Vertheilung blos nach dem Verhältniß der di⸗ 
rekten Steuer und nach keiner anderen Berechnung vorgenommen werde. 
(Es erhebt ſich die genügende Anzahl von Mitgliedern zur Unterſtützung.) 
Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Die Frage zu entſcheiden, nach wel⸗ 
chem Maßſtabe die 2,500,000 Nthlr. zu vertheilen find, iſt eine Prärogative 
der Krone. In dem ſtändiſchen Geſetze iſt ausdrücklich fefigefegt worden, daß 
die Art und Weiſe, wie Se. Majeftät der König die Fonds zum Vortheile 
des Landes verwenden wolle, lediglich ein Vorrecht der Krone ſei. Von die⸗ 
ſem Rechte iſt auch hier Gebrauch gemacht worden, indem des Königs Maje⸗ 
ſtät zu beſtimmen geruht haben, in welcher Weiſe dieſe 2,500,000 Nthlr. zu 
vertheilen find. Es iſt auch im Allgemeinen in der Denkſchrift angegeben 
worden, welche Geſichtspunkte dabei leitend geweſen find; allein es kann nicht 
zugeſtanden werden, daß es ein Gegenſtand der Erörterung hier ſein könne, 
über den Maßſtab, nach welchem die Vertheilung gehen ſolle, Beſchluß zu 
faſſen. Dieſe iſt unter Berückſichtigung aller obwaltenden Momente feſtgeſetzt 
worden. Es handelt ſich hierbei um eine Gnadenbewilligung Sr. Majeftät 
des Königs zum Beſten aller Provinzen, welche einer Diskuſſton und Be⸗ 
cual hinſichtlich der Art und Weiſe der Vertheilung nicht unterlie⸗ 
gen kann. 
Abg. v. Vincke: Ich bitte, vom Platze aus eine Berichtigung zu dem 
machen zu dürfen, was ich geſagt habe. Der Herr Landtags⸗Kommiſſar hat 
mich mißverftanden, wenn er aus meiner Rede folgern will, daß meine Ans 
ſicht dahin gegangen ſei, über die Gnadenbewilligung der Krone einen Be⸗ 
ſchluß zu fallen. Das würde nach dem dermaligen Stande der Geſetzgebung 
eine Prärogative der Krone betreffen. Ich habe aber ausdrücklich mich der 
Worte bedient: daß die Krone gebeten Werde, die Vertheilung ſo vorzuneh⸗ 
men. Da das Petitionsrecht uns unbeſchränkt zuſteht, da eine Propoſition 
uns hier vorliegt und da die Abtheilung geſagt hat „daß die Vertheilung fo 
geſchehen ſolle, wie von der Krone fefigefet worden if, fo muß auch jedem 
Mitgliede der Verſammlung das Recht zuſtehen, einen Vorſchlag der Art 


568 


zu machen. Er ift auch unterſtützt worden, und von der Prärogative der 
Krone kann nicht das Recht eines Mitgliedes der Verſammlung, das ihm zu⸗ 
ſteht, unterdrückt werden. s f i 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Ich mag den Antrag allerdings nicht 
richtig verſtanden haben. Wenn der Antrag dahin geht, daß ſeitens der 
Verſammlung die Krone gebeten werden ſoll, einen anderen Maßſtab eintre⸗ 
ten zu laſſen, ſo iſt das ein Gegenſtand der Petition, die nicht zu beſchrän⸗ 
ken iſt, und iſt ſonach blos die Frage die, ob eine ſolche Petition beſchloſſen 
und an die Krone gebracht, nicht aber, ob ein Beſchluß über die Art und 
Weiſe der Vertheilung ſelbſt gefaßt werden ſoll. a 
» Referent Abg. Hanſemann: Das verehrliche Mitglied von Weſtpha⸗ 
len hat durch feine Replik dasjenige bereits ins Klare geſtellt, was ich mir 
ſchon vorgenommen habe, dem Herrn Königlichen Kommiſſar hinſtchtlich der 
gemachten Bemerkungen ebenfalls zu erwiedern. Ich gehe alſo auf dieſen 
Gegenſtand nicht ein und bemerke, daß nach meiner Meinung die Verthei⸗ 
lung pure, wie fle gemacht worden iſt, mit Dank anzunehmen ſei. Wenn 
wir über den Modus dieſer Vertheilung uns hier in Diskuſſton einlaſſen, ſo 
möchten Gründe mancherlei Art geltend gemacht werden, die denen wieder 
entgegenſtehen, die das verehrte Mitglied von Weſtpyalen ausgeſprochen hat. 
In der Abtheilung iſt der Gegenſtand der Vertheilung ebenfalls zur Sprache 
gekommen, und man iſt einhellig der Meinung geweſen, daß für einen oder 
den anderen Modus ſich Manches anführen ließe, daß aber unter den obwal⸗ 
tenden Umſtänden, daß Se. Majeſtät der König dieſes Geld als Gnadenge⸗ 
ſchenk bewillige, es um fo zweckmäßiger ſei, daſſelbe in der Vertheilung 
dankbar zu acceptiren, wie fie gemacht worden iſt, weil, wie geſagt, eine 
Diskuſſton über einen anderen Modus kaum ein Ende finden würde. 

Abg. Gier: die ich 0 
aus, daß nach meiner Anſicht der Vereinigte Landtag ſich nicht ausſondern 
Tann in einen Provinzial⸗Landtag, oder daß keine einzelne Provinz provin⸗ 
ziallandſtändiſche Beſchlüſſe und Verhandlungen hier pflegen kann, wenn nicht 
durch eine befondere Königliche Autoriſation dazu Befugniß gegeben wird. 
Der 8. 17. des Stände-Patents hat ganz andere Fälle vor Augen, wenn 
auf dem Vereinigten Landtage eine Sonderung eintreten ſoll bei Verletzung 
gegenſeitiger Intereſſen. Dann bemerke ich noch, daß mir der Vorſchlag, 
ein Viertheil zu öffentlichen Zwecken innerhalb der Provinzen verwenden zu 
dürfen, vorzugsweiſe gefallen hat. Ich gehe aber zur Hauptſache über und 
finde die Königliche Votſchaft, lautend auf Errichtung von Provinzial⸗Hülfs⸗ 
kaſſen und Ueberweiſung, ſo wie desfallſige Vertheilung eines Fonds von 
2,500,000 Rihlr. Der Ausſchuß hat ſich für die Errichtung erklärt und iſt 
mit der Art der Vertheilung einverſtanden. Ich bin der unvorgreiflichen 
Meinung, daß es ſich hier nur um die zwei Punkte handelt, ob etwas We⸗ 
ſentliches gegen Hülfskaſſen beizubringen iſt, ſo wie gegen die Vertheilung. 
Wenn dieſe Punkte erledigt ſind, iſt kein weiterer Ausſchuß nothwendig, und 
dieſe Angelegenheit kann ſofort an die Provinzial-Landtage übergehen, um ſo 
mehr, als ausdrücklich bemerkt worden iſt, daß die Provinzial⸗Landtage die 
älteren Fonds, welche fie beſitzen, mit dem neuen Gnaden⸗Geſchenke ver⸗ 
ſchmelzen können, und als es den Provinzial-Landtagen geſtattet iſt, auch 
Unterabtheilungen vorzunehmen, nach den kommunalſtändiſchen Verbänden. 
Dies ſind zwei wichtige Momente in den betreffenden Provinzen. Eine wei⸗ 
tere Berathung hier auf dem Vereinigten Landtage erſcheint mir ganz über⸗ 
flüſſig und zeitraubend, zumal wir Vorbilder vor uns haben. Wir haben 
das Vorbild der Weſtphäliſchen Provinzial Kaffe und der Prämien⸗Spar⸗ 
Anſtalt zu Aachen; andere Erfahrungen und der große Umfang, der in dem 
Weſtphäliſchen Inſtitut enthalten iſt, geben fo viele Normen, daß nach mei⸗ 
ner Anſicht, wenn die zwei Hauptpunkte erörtert ſind, ob die Provinzial⸗ 
Hülfskaſſen anzunehmen ſeien, und wenn etwas Weſentliches dagegen nicht 
zu erinnern iſt, die Sache für die Provinzial-Landtage reif, dem hohen 
Staats-Minifterium übergeben werden kann. 

Der Marſchall: Wünſchen Sie dies als einen Antrag behandelt zu 
ſehen, ſo daß ich die Abſtimmung darauf richte? 

Abg. Gier: Ich bitte den Herrn Landtags-Marſchall, die Verſammlung 
zu fragen, ob ſie die Niederſetzung eines ſolchen weiteren Ausſchuſſes nach ge⸗ 
genwärtiger einmaliger Berathung noch ferner für nothwendig hält. 

f Der Marſchall: Es fragt ſich, ob dies ſeitens der Verſammlung 
die geſetzliche Unterſtützung findet? (Geſchieht hinreichend.) 

Abg. Graf v. Schwerin: Wenn ich dem Gange der Diskuſſton richtig 
gefolgt bin, ſo ſcheint es, wir finden uns jetzt an dem zweiten der Vorſchläge, 
welche die Kommiſſton gemacht hat, und ich darf daher wohl vorausſetzen, daß 
der erſte als angenommen zu betrachten iſt 

Der Marſchall: Dieſer wird Gegenſtand ſpäterer Abſtimmung ſein. 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich wollte mir zu bemerken erlauben, daß 
ich in Bezug auf den zweiten Punkt derjenigen Meinung entgegentreten muß, 
wonach Se. Majeſtät der König gebeten werden ſoll, die Verhältniſſe der 
Beſteuerung zum Maßſtabe der Vertheitung zu machen, fondern ich trete der 
Meinung bei, daß es lediglich bei dem verbleiben möge, was in Rückſicht 
auf Seelenzahl und Flächen-Inhalt von Seiten der Krone angeordnet wor⸗ 
den if, und daß in dieſer Beziehung keine Bitte auszuſprechen, ſondern das 
Geſchenk dankbar zu acceptiren ſei. Und zwar trete ich entgegen, weil der 
direkte Beſteuerungs⸗Maßſtab eben ſo wenig durchgreifend iſt, als er die Ver⸗ 
hältniſſe richtig trifft, und weil demnach andere Momente hinzugezogen wer⸗ 
den müſſen, die von demſelben Einfluß ſein möchten, als die Vertheilung 
nach direkten Steuern. Ich bin der Meinung, daß es einfach bei dem Vor⸗ 
ſchlage verbleiben möge. Was den letzten Antrag betrifft, ſo ſcheint er mir 
kein beſonderer Antrag zu ſein, ſondern lediglich eine Verwerfung des An⸗ 
trages, den die Kommiſſton geſtellt hat. Wenn ich richtig verſtanden habe, 
ſo wünſcht der Abgeordnete Gier, daß die Kommiſſton nicht ernannt werde; 
es iſt dies lediglich Verneinung des Kommiſſtons⸗Vorſchlages und kein be⸗ 
fonderer Antrag, welcher zur Abfimmung kommen müßte. Ich würde der 
Meinung ſein, daß hierüber eine beſondere Berathung nicht eintrete. 
Landtags⸗Marſchall: Es iſt dies auch nicht einer befonderen De 
rathung ausgeſetzt worden. 
Abg. v. Auerswald: 
kommt? a 
Landtags⸗Marſchall: Ja. N 
Abg. v. Auerswald: Dann muß ich um das Wort bitten. Der 


Es fragt ſich, ob der Antrag zur Abſtimmung 


Nach den Anträgen, die ich gehört habe, bemerke ich vor⸗ 


daß die ganze Verſammlung geneigt iſt, Sr. 
ſprechen. 


geehrte Abgeordnete aus Weſtphalen hat, wenn ich ihn recht verſtanden 

ſeinen Antrag unter der Vorausſetzung geſtellt, daß, 8900 eee 
nach den direkten Steuern überhaupt erfolgen ſolle, dieſe auf Gerechtigkeit 
und Billigkeit beruhe. Ich erlaube mir die Bemerkung, daß die direkte 
Steuer weder auf dem Prinzip der Gerechtigkeit noch Billigkeit beruht. Ohne 
mich auf Prinzipien einzulaſſen, nach welchen geſagt wurde, die Vertheilung 
müſſe nach den Steuern geſchehen, bemerke ich nur, daß dieſe Ausführung 


geändert werden müßte, denn wenn der Maßſtab der Steuern im Allgemei⸗ 


nen der gerechte wäre, ſo würden die Verhältniſſe total geä ei ein 
Trennung der direkten Steuern von den 1 Es 5 dei | 
dem geehrten Abgeordneten kein anderer Grund angeführt worden, als daß 
die indirekte Steuer nicht zu ermitteln wäre zu einem folchen Behufe; d. h. 
mit anderen Worten: es iſt nicht möglich, nach den Steuern einen Mafftab 
anzunehmen, und weil dies nicht möglich iſt, jo muß man einen andern 
Maßſtab anlegen. Ein ausgleichender, der Billigkeit entſprechender Maß⸗ 
ſtab iſt derjenige, welchen die Krone vorgeſchlagen hat. Ich muß alſo dem 
Antrage des geehrten Abgeordneten widerſprechen. 
Abg Frhr. v. Binde: Ich bitte um's Wort zur Berichtigung. Es iſt 
überſehen worden, daß zwei Momente angeführt worden find. Einmal die 
Unmöglichkeit und zweitens das Prinzip, daß die direkten Steuern, wenn fie 
richtig vertheilt find — wie man vorausfegen muß — nach den Steuerkräf⸗ 
e 1 e auch die indirekten Steuern vertheilen, 
el hat, konſumirt vie as Prinzip i 3 ei z 
häliniß der direkten Steuern iſt der befte Naß tab. eee 

Abg. v. Auerswald: Ich kann nur anerkennen, 
Steuer-Prinzip dem direkten folgt. 

Abg. v. Byla: Ich kann mich im Allgemeinen nur mit dem Gutachten 
der Abtheilung einvetſtanden erklären; aber ich glaube, ein Hauptpunkt, der 
hier zu berüdfichtigen, und der von dem Abgeordneten aus der Provinz 
Schleſien zur Sprache gebracht worden iſt, iſt die Beſchleunigung dieſes ſe⸗ 
gensreichen Inſtituts, daß es ſo ſchleunig als möglich ius Leben gerufen 
wird. Dies, glaube ich, iſt ein Hauptpunkt, den wir vor Allem berückſichti⸗ 
gen müſſen. Meine Herren, ich bin der Meinung, wir müſſen ſo ſchleunig 
als möglich dies Inſtitut ins Leben rufen! — Es iſt beantragt worden, daß 
der Ausſchuß nicht gewählt werden möge. Ich kann dem durchgehends bei⸗ 
pflichten, und ich bin der Meinung, daß ſeitens des Gouvernements dieſe 
Sache ſo ſchnell als möglich beſeitigt werden kann. Namentlich wird der 
Antrag wegfallen, daß dieſe Summe von zwei und einer halben Million zur 
Linderung des gegenwärtigen Nothſtandes geſtellt würde; der Ausſchuß würde 
wohl einigermaßen fein Gutachten darüber abgeben können; ich bezweifle, 
wenn nur ein Mitglied gewählt wird, dieſes Mitglied alle lokalen Verhält⸗ 
niſſe nicht wird genau berückſichtigen können; es iſt kaum möglich auf Pro⸗ 
vinzial⸗Landtagen und noch viel weniger, wenn nur vier Mitglieder aus einer 
Provinz vorhanden ſind. Deshalb bitte ich, daß dieſer Ausſchuß nicht ins 
Leben trete. } 

Landtags-Marſchall: Dies wird ſich bei der Abſtimmung ü 
Antrag des Ausſchuſſes Ke — Wenn keine N Pete Nie 
fo ste 825585 eee vorſchreiten können. a 

Abg. Graf v. Merveldt: Durchlauchtigſter Landtags⸗Marſchall! 
habe mir nur die kurze Bemerkung erlauben e daß „wie 5 A 
habe, der Referent des Ausſchuſſes geſagt hat, die Frage, ob die Vertheilung 
desjenigen, was des Königs Majeſtät der Provinzial-Hülfskaſſe überwieſen 
hat, nach dem Fuße der Beſteuerung erfolgen ſolle, eine zu lange Diskuffton 
veranlaſſen würde. Mir ſcheint hier der Zweck der zu ſein, die Wünſche der 
Verſammlung und die Wünſche, die wir als Wünſche unſerer Kommittenten 
anſchen, zur Sprache zu bringen. Ich bin überzeugt, es wird der allgemeine 
Wunſch in der Provinz Weſtphalen ſein, daß die Vertheilung des Allerhöch⸗ 
ſten Gnadengeſchenks nach dem Fuße der Beſteuerung erfolgen möge. Aus 
dieſem Grunde muß ich mich dem Antrage des Redners aus Weſtphalen eben⸗ 


daß das indirekte 


falls anſchließen. 


Der Marſchall: Es iſt alfo eine Unterſtützung, des vernommenen 
Amendements. Wenn keine weiteren Bemerkungen erfolgen, ſo werden wir 
zur Abſtimmung kommen können, und zwar in der Art, daß die erſte Frage 
geſtellt wird, auf den erſten Vorſchlag des Ausſchuſſes, welcher ſich A apt 
auf die höchſt dankbare Annahme der Propofition Sr. Majeſtät des Königs 
bezieht. Ich werde die Abſtimmung in der Art bewirken, daß ich die Mit⸗ 
glieder, welche die Frage verneinen wollen, erſuche, das durch Aufſtehen zu 
erkennen zu geben. Blos für die Verneinung würde der Regel nach das 
Zeichen des 3 10 Ar f 

Abg. Moewes (vom Platze): uf eine affirmati ö n 
nicht Sr Tall entſchieden werden. Renu gag Frage * 

er Marſchall: So meine ich es nicht, es iſt nicht geſagt worden, 
daß die Affirmation durch die Negation RN, Ba ſollte. Das 
konnte ich nicht geſagt haben, ſondern ich hatte geſagt, daß das Bejahen ei⸗ 
ner Frage durch Sitzenbleiben ausgedrückt werden möge. Dies hat den gro⸗ 
fen Vortheil, daß bei der Berathung eines Geſetz⸗Entwurfs, wo ſehr viele 
Fälle vorkommen, in welchen die höchſte Wahrſcheinlichkeit vorhanden iſt, 
daß viele Fragen bejahend beantwortet werden, ſich dies am leichteſten für dit 
Verſammlung und am überſichtlichſten für den Landtags⸗Marſchall ausfüh⸗ 
ren läßt, wenn die Bejahung durch das in Ruhe Beharren, durch Sitzen⸗ 
bleiben, ausgedrückt wird. 1 

Abg. Moewes (vom Platz): Es wird keinem Bedenken unterliegen, 
Majeſtät ihren Dank auszu⸗ 


Der Marſchall: Die Einſtimmigkeit dieſes Dankes wird ſich auf dem 
von mir vorgeſchlagenen Wege vollſtändig ermitteln laſſen. Dazu iſt erfor 
derlich, daß ſämmtliche Mitglieder vorher. ihre Plätze einnehmen. l 

Abg. Graf v. Gneiſen au: Ich erlaube mir die gehorſamſte Bitte, 
daß ein Secretair vorher die Frage vorleſe, wie fie geſtellt werden Toll. 

(Dies geſchieht Man verlangt deutliche Vorleſung. 


) g 
Landtags⸗Marſchall: Es handelt ſich um nichts Anderes, als da⸗ 
rum, Sr. Maßeſtät im Allgemeinen den Dank der Verſammlung darzubrin⸗ 


gen für die beſchloſſene Verwendung von zwei und einer halben Million Rtt. 
zu dem angegebenen Zwecke. Diejenigen, welche dieſen Dank nicht darbrin⸗ 
gen wollen, würden dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Schluß folgt.) 


